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Protokollführer: Schreiner

Verlauf der GR-Sitzung vom 14. Oktober 2009
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19.35 Uhr
1 Zuhörerin anwesend
Entschuldigt: GR Renate Koren (SPÖ)

Bgm. Pignitter begrüßt die anwesenden Gemeinderäte sowie die anwesenden Zuhörer und die Bediensteten AL Mag. Marat und Protokollführer AL-Stv. Schreiner.

Der Bgm. stellt die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest.

Im Anschluss leitet der Bgm. Pignitter die

Fragestunde nach § 54 Abs. 4 der Stmk. Gemeindeordnung ein

(sämtliche Anfragen werden, falls nicht gesondert angeführt, an den Bgm. gerichtet).

1. Frage – GR Mag. Marx, MBA spricht die Problematik an, dass auch unter 18-Jährige an Spielautomaten spielen und fragt, ob alle Spielautomaten erfasst seien. Weiters regt GR Mag. Marx, MBA an, eine Aussendung der Gemeinde an die Betreiber ins Auge zu fassen.
· Der Bgm. antwortet, dass die Erfassung der aufgestellten Spielautomaten sehr wohl vom Gemeindebund überprüft wurde. Die Einhaltung des Jugendschutzgesetzes könne nur von der Exekutive, nicht aber von der Gemeinde, überprüft werden. Bgm. Pignitter sagt zu, ein Schreiben mit dem Hinweis auf das Jugendschutzgesetz an jene Gaststätten zu versenden, in denen Spielautomaten augestellt sind.
1. Frage – GR Ing. Schelch sagt er sei zur Situation der Bettler bei der Fa. Hofer angesprochen worden und fragt, ob es eine Handhabe dagegen gebe. Er habe nichts gegen Bettler, die arm seien, aber er selbst habe beobachtet, dass die Essensspenden einfach in den Bach geworfen wurden. Dies sei erschütternd und habe nichts mit Armut, sondern mit organisiertem Betteln zu tun.
· Bgm. Pignitter berichtet, vom zuständigen Bereichsleiter der Fa. Hofer kürzlich dahingehend angerufen worden zu sein. Man habe gesagt, dass die von der Gemeinde beauftragte Security-Firma auch sporadisch hinschauen soll, ansonsten könne man nicht viel dagegen tun. Wenn niemand mehr etwas geben würde, erübrige sich das Problem. Es sei auch die Exekutive gebeten worden, öfter hinzuschauen. Wenn die Beamten hinkommen, gehe der Bettler einfach hinter die Ecke. Er sei selbst überfragt, was man tun könne, so der Bgm.
GR Dipl. Tzt. Aichholzer meint, wenn die Fa. Hofer einen Verweis ausspreche und die Bettler danach wiederkommen, handle es sich höchstwahrscheinlich um Besitzstörung.
GR Paar spricht die Möglichkeit an, dass die Fa. Hofer auf ihrem Privatgrund eine Tafel mit der Aufschrift „Betteln verboten“ aufstellen könne.

Der Bgm. sagt, man habe alle Möglichkeiten mit der Fa. Hofer besprochen, es lasse sich aber leider nicht umsetzen. Wenn es so einfach wäre, hätte die Fa. Hofer dies längst gemacht. Es habe auch Leute gegeben, die gegen einen Verweis der Bettler seien und die Fa. Hofer deshalb als unfreundlich bezeichnet hätten.
1. Frage – GR ÖkR KONRAD spricht den in der letzten GR-Sitzung gefassten Beschluss an, den Grund hinter der Veranstaltungshalle zu kaufen und fragt, wie weit dies gediehen sei bzw. ob der Bgm. schon nachgefragt habe, ob die Liegenschaft zu verkaufen sei.
· Der Bgm. berichtet, die Hinterbliebene sofort angerufen zu haben. Derzeit laufe allerdings die Verlassenschaft und solange diese nicht abgehandelt sei, könne sie gar nichts tun. Sobald die Verlassenschaft geklärt sei, werde sie sich selbständig melden. Es handle sich zwar insgesamt um ca. 4.500 m², direkt hinter der Veranstaltungshalle aber nur um 1.900 m², der zweite Teil der Liegenschaft grenze direkt an den Sportplatz an. Die 4.500 m² seien als nicht zusammenhängend.
GR ÖkR KONRAD sagt, man habe die genaue Flächensumme vorher nicht gewusst, aber das sei egal.
2.Vzbgm. Lang regt an, das Kaufinteresse der Gemeinde auch schriftlich zu übermitteln.

Der Bgm. meint, das könne man gerne machen.

1. Frage – GR Zarfl fragt, ob seitens der Plattform „Sport und Bewegung Lieboch“ bereits ein Bericht vorliegt. 
· Der Bgm. verneint und sagt, man hätte den Bericht ansonsten ohnehin im Gemeinderat vorgestellt. Er habe zwischenzeitlich aber nichts mehr gehört. Sobald die Plattform ihren Bericht fertig habe, werde man ihn im Gemeinderat anhören. Er habe seitens der Plattform nur gehört, dass es doch umfassender sei, als gedacht. Dies sei ihm persönlich auch bewusst gewesen. Soweit er gehört habe, seien auch mit Liegenschaftseigentümern Gespräche geführt worden. Man werde Herrn Dr. Hörmann, der sich quasi zum Schirmherr der Plattform erklärt habe, auffordern, einen (Zwischen-) Bericht abzugeben.
2.Vzbgm. Lang meint, man habe die Causa auch nicht ungern abgetreten.

Wenn es eine Plattform gebe, die sich der Probleme annehme, solle man sie nicht daran hindern, so der Bgm.

GR Paar fragt, ob man also bis zur nächsten GR-Sitzung Näheres wisse.

Der Bgm. meint, das könne er nicht vorgeben. Man werde die Plattform anschreiben und daraufhin hoffentlich eine Antwort bekommen, wie weit die Plattform sei bzw. wann es einen Termin gebe. Es wäre weit ausgeholt, jetzt für die Plattform zu antworten, so der Bgm.

1. Frage – GR Dipl. Tzt. Aichholzer fragt, wie es mit den Wohnungen im Volksschulgebäude bzw. mit den damit zusammenhängenden Mietverträgen aussehe, da es ja offensichtliche Platzprobleme in der Schule gebe und die Schule eigentlich Priorität habe.
· Bgm. Pignitter informiert, dass es sich dabei um unkündbare Mietverträge handelt. Es sei etwas gewagt, die Nutzung dieser Räumlichkeiten ins Auge zu fassen, da man diese nur über das hintere Stiegenhaus erreiche. Außerdem habe man die Räumlichkeiten erst kürzlich in Kleinwohnungen geteilt. Man könne die Mieter nicht einfach hinauswerfen.
GR Dipl. Tzt. Aichholzer sagt, er wisse, dass das nie einfach sei. Ihn hätte interessiert, ob es überhaupt eine eventuelle Möglichkeit wäre, diese Räumlichkeiten miteinzuschließen. 
Der Bgm. meint, man habe ursprünglich eigentlich an den Musikvereinssaal gedacht. Dies hätte eine sinnvolle Synergie ergeben, da es eher um die beengte Platzsituation für die Nachmittagsbetreuung gehe, da die Räumlichkeiten der Schule an und für sich ausreichen. 
GR Dipl. Tzt. Aichholzer verweist auf die ohnehin notwendig werdende Sanierung der Volksschule und daher seine Frage. Diese Überlegung könne man dann vielleicht miteinbeziehen.

2. Frage – GR Dipl. Tzt. Aichholzer sagt, er sei bei der letzten Sitzung des Elternvereins dabei gewesen. Dabei sei zur Sprache gekommen, dass es unheimlich schwierig sei, mit der Direktorin klar zu kommen, was den Englischunterricht betreffe.

· Bgm. Pignitter sagt, es sei alles erledigt worden.

GR Dipl. Tzt. Aichholzer sagt, das sei ihm schon klar, aber es sei angedeutet worden, das so nicht mehr machen zu können, weil dem Elternverein nur Steine in den Weg geworfen werden. Das sei für ihn nicht ganz verständlich. Das habe zwar mit dem Gemeinderat nichts zu tun, er wollte dies aber einmal zur Sprache bringen, weil es offensichtlich in manchen Belangen schwierig sei.
· Der Bgm. meint, es sei nicht schwierig, sondern man habe vor den Ferien nicht ausgerichtet, vielleicht eine Klasse zu brauchen und auch nicht, wie viele Kinder den Unterricht in Anspruch nehmen würden. Es wäre gut gewesen, vor dem Ferienende Kontakte zu pflegen.

GR Dipl. Tzt. Aichholzer stellt richtig, dass die Kontakte durch den Elternverein immer da gewesen seien, nur habe die Direktorin nichts mehr davon gewusst.
Der Bgm. berichtet, er sei dort gewesen und die beidseitigen Missverständnisse seien geklärt worden. Es werde in Zukunft vorher Gespräche geben, wie es auch üblich sei.
GR Dipl. Tzt. Aichholzer sagt, diese habe es auch gegeben. Irgendwer müsse also lügen – entweder die Direktorin oder der Elternverein.
Der Bgm. rät dazu, mit Frau Heinzl (Elternverein) zu sprechen, die jetzt ein paar Dinge anders sehen werde. Frau Heinzl habe gemeint, es würde ausreichen, zu Ferienbeginn mitzuteilen, dass der Unterricht kommen werde. Die Direktorin habe zu Schulbeginn dafür Sorge zu tragen, dass der Schulbetrieb eingeteilt sei und funktioniere. Man habe es so einteilen müssen, dass einzelne Lehrer für die Ausführung ihrer Tätigkeiten das Konferenzzimmer nutzen, damit das Klassenzimmer frei sei. 
Das habe man im beiderseitigen, guten Einvernehmen hinbekommen. Zukünftig werde es die Gespräche vor Schulbeginn und nicht bei Ferienbeginn geben, damit dies nicht mehr passieren könne, so der Bgm.
Vom Elternverein aus habe es geheißen, man werde dies nur noch schriftlich machen, weil es mündlich nicht ausreiche, so GR Dipl. Tzt. Aichholzer.
Dieses Gefühl habe er bei dem guten Gespräch eigentlich nicht gehabt, so der Bgm.

1. Frage – VM Wiesenhofer sagt, erkundigt sich hinsichtlich des geplanten Radwegs vom Kreisverkehr Waldhof nach Unterpremstätten.

· Bgm. Pignitter teilt mit, Herr DI Tischler sei beauftragt, ein Großraumkonzept zu erstellen und dieses sei in Arbeit. Das Projekt laufe über das Büro LR Mag. Edlinger-Ploder. Grundsätzlich sei es ein Projekt der Radwegabteilung des Landes, Herrn Ing. Feigg, das zusammen mit den Gemeinden betrieben werde. 
VM Wiesenhofer erkundigt sich, wann dies urgiert worden sei.
Der Bgm. sagt, dies sei schon vor längerer Zeit urgiert worden, wobei es zwischenzeitlich geheißen habe, es gebe für Radwege kein Geld mehr.

Nach Auftauchen des Interesses für diesen Radweg – im heurigen Frühjahr – habe man dann Order bekommen, dass auch das Land Interesse habe, weitere Radwege auszubauen und damit sei es dann angelaufen. Es handle sich um einen langen und kostenintensiven Radweg nach Unterpremstätten. Ob das Land und die Gemeinde schlussendlich das Geld haben werde, wenn das Projekt fertig geplant sei, werde man noch sehen. Man habe auch nicht unbedingt Einfluss darauf, weil man nicht über andere Gemeinden verfügen könne, wie auch umgekehrt, so der Bgm.
VM Wiesenhofer meint, man könne ja Kontakt mit Unterpremstätten aufnehmen, aber da es über das Großraumprojekt laufe, müsse man der Dinge harren.
2. Frage – VM Wiesenhofer bezieht sich auf die letzte Gemeindevorstandssitzung, Pkt. 23, in dem der Bgm. über einen möglichen Kreisverkehr berichtet habe, der vor der Fa. Spar AG gemacht werden sollte. Man habe die Kosten angesprochen und diskutiert, wann der Kreisverkehr in etwa kommen werde. Er habe dann erfahren, dass sich das bereits im Internet auf einer Webseite „Mach mit in Lieboch“ befinde. Er verstehe nicht, wie bzw. warum das so möglich sei.
· Bgm. Pignitter erinnert, die Unterlagen aus der Gemeindevorstandssitzung mitgegeben zu haben. Dabei handle es sich um ein Diskussionspapier der Fa. Spar, wobei er das sehr wohl forciere bzw. auch betreiben werde. Er könne sage, dies auch zu unterstützen, damit der Kreisverkehr möglich werde. Wie weit er dafür Unterstützung bekommen werde, sei eine andere Seite, nachdem man schon einmal einen Kreisverkehr haben wollte, so der Bgm.

2.Vzbgm. Lang fragt, warum dann in der Gemeindevorstandssitzung die Order ausgegeben worden sei, die Nichtöffentlichkeit zu wahren.

Der Bgm. sagt, er habe den Gemeindevorstandsmitgliedern den Plan gegeben.
2.Vzbgm. Lang sagt, das sei ja logisch und eine lapidare Ausrede. Es habe seitens des Bgm. in der Sitzung geheißen, damit nicht in die Öffentlichkeit zu gehen, weil man nicht wisse, ob es der Fa. Spar AG recht sei.

Der Fa. Spar wäre es schon sehr recht, so der Bgm.

GR ÖkR KONRAD sagt, damals habe die ÖVP schon alles eingereicht gehabt, der Kreisverkehr sei aber von der SPÖ abgelehnt worden. GR ÖkR KONRAD fragt, worauf diese Kehrtwende zu führen sei und fragt, ob das mit der bevorstehenden Gemeinderatswahl zusammenhänge und man danach wieder ruhig sei.
Der Bgm. engegnet, wenn GR ÖkR KONRAD meine, dass er das eingereicht habe, müsse er die Unterlagen wirklich anschauen – dann habe ÖkR KONRAD damals „Traumstunde“ gehabt.

GR ÖkR KONRAD bringt das Konzept „Lieboch 2000“ zur Sprache, wo eine Absenkung der LB 70 vorgesehen gewesen und der Bgm. dagegen Sturm gelaufen sei.
Bei der Absenkung sei noch kein Kreisverkehr vorgesehen gewesen, welcher dann abgelehnt worden sei, so der Bgm.
GR Paar sagt, sie erinnere sich, dass damals alles ausgesteckt und die ÖVP dagegen gewesen sei.
VM Wiesenhofer ersucht, zu seiner Frage zurückzukehren, wie es sein könne, dass der Bgm. sage, die Unterlagen seien nur für den Gemeindevorstand und es sich dann auf besagter Internetseite wiederfinde.

Er habe alles erklärt, so der Bgm.
2.Vzbgm. Lang meint, das heiße de facto, dass sich seine Fraktion in Hinkunft auch nicht daran halten müsse. Wenn der Bgm. mit dem Beispiel vorangehe, werde man ihm nachgehen.

Der Bgm. erinnert daran, was sein Lannacher Bürgermeisterkollege Niggas habe bei der letzten großen GEKO-Sitzung in Lannach gesagt habe.

2.Vzbgm. Lang sagt, die Ausrutscher blieben jedem selbst überlassen.
Der Bgm. sagt, dies wolle er protokolliert wissen.

VM Wiesenhofer meint, man könne ja auch im Gemeindevorstandsprotokoll nachlesen, wie es der Bgm. hinsichtlich Öffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit gesagt habe.

1. Frage – 2.Vzbgm. Lang sagt, es habe hinsichtlich des Lärmschutzes ein Gespräch mit dem Land und dem Lärmschutztechniker gegeben, wo man über die Lärmschutzsituation gesprochen habe.
Dies sei ca. 2 Monate her und man habe gesagt, irgendwann werde man Anrainergespräche führen bzw. die betroffenen Anrainer zu einem Gespräch einzuladen.
· Bgm. Pignitter meint, es gehe dabei eigentlich nur noch um das Grundstück Rubner.
2.Vzbgm. Lang ergänzt, man habe eigentlich gesagt, den Ablauf und die Kostenfrage zu erklären usw., es sei aber nichts passiert.

Der Bgm. sagt, das gehöre gemacht und müsse von Bmst. Ing. Joham eingeteilt werden. Es gebe aber noch die Verhandlungen bezüglich des Damms.

2.Vzbgm. Lang verweist auf das Protokoll, in dem das Besprochene festgehalten sein müsste.

Bgm. Pignitter sagt, es werde auch gemacht, wobei noch die Frage mit dem für den Damm notwendigen Grundstück zu erledigen sei. Hier laufe noch die Verlassenschaft.
Um das gehe es jetzt nicht, sondern primär um die Information, wie es grundsätzlich ausschaue. Dabei könne man auch sagen, dass dieses Problem noch nicht gelöst sei, so 2.Vzbgm. Lang.

Der Bgm. meint, es gehe hauptsächlich um die Lärmsituation im Teilstück, wo 2.Vzbgm. Lang wohne. 

2.Vzbgm. Lang sagt, er sei nur Einer von Vielen. Dabei habe man über die Kostenteilung gesprochen, wer in den lärmbelasteten Gebieten betroffen sei. Diese Gespräche vermisse er, daher ersuche er im Protokoll nachzulesen und in diese Richtung vorzugehen.
2. Frage – 2.Vzbgm. Lang bedankt sich, dass es hinsichtlich des heute auf der Tagesordnung stehenden Punktes betr. „Jägerweg“ so funktioniert habe. Der Gemeinderat werde es hoffentlich in Beschlussform absegnen, er vermisse aber, zum Gespräch eingeladen worden zu sein, wie es versprochen worden sei. Dies sei nicht passiert – ob absichtlich oder unabsichtlich – das stelle er wertfrei in den Raum. Er sei froh, auf einen Nenner gekommen zu sein, aber vielleicht denke man das nächste Mal daran, wenn wieder solche Gespräche anstünden, dass auch er dabei sein dürfe und es nett wäre, ihn dazu einzuladen, so 2.Vzbgm. Lang.
1. Frage – GR Paar weist darauf hin, dass der „Bahnweg“ infolge der starken Regenfälle so ausgeschwemmt worden sei, dass man mit dem Auto richtiggehend aufsitze.
Die Essenszustellung könne ebenso von oben herab nicht mehr durchgeführt werden. GR Paar fragt, ob man hier nicht eine Fuhre Schotter einbringen könnte.

Der Bgm. sagt, er sei witzigerweise nicht darauf angesprochen worden – eine Meldung hätte gereicht.
GR Paar bedankt sich im Vorhinein für die zugesagten Ausbesserungsarbeiten.

2. Frage – GR Paar bringt erneut die Bushaltestellen vor dem Gemeindeamt ins Treffen und fragt, ob man diese nicht zu Busbuchten umbauen könnte.
Die Leute würden hinfallen und sie befürchte, dass jemand bei Beibehaltung des jetzigen Zustandes zu Schaden komme.

Man wisse auch nicht, ob die Leute die Straße überqueren wollen oder auf den Bus warten. Sie finde, es sei so keine ideale Lösung. 

· Bgm. Pignitter weist darauf hin, dass es keinen Platz für eine Busbucht gebe. 

Im Bereich des kleinen Holzhauses – sie wisse nicht wem es gehöre – könne man eine Busbucht errichten, so GR Paar.
Der Bgm. sagt, man habe das damals mit der zuständigen Verkehrsabteilung geprüft. Bei Busbuchten gebe es entsprechende Kriterien – die Busbuchten müssten weiter versetzt sein, das sei auch der Grund gewesen, dass man es so gemacht habe. Es würden immer mehr Anhaltungen direkt auf der Straße gemacht, weil dies eine Verkehrsberuhigung darstelle und die Busbuchten beim Ein- und Ausfahren sogar größere Gefahrenbereiche schaffen.
Es sei vom Kuratorium für Verkehrssicherheit festgestellt worden, dass diese Haltestellen verkehrsberuhigend seien. Die Verkehrsabteilung habe es sich nicht leicht gemacht, die Haltestellen so anzulegen. Man könne den Wunsch aber gerne der zuständigen Verkehrsabteilung weiterleiten.
GR Paar meint, sie wäre sehr froh, wenn das möglich wäre. Die Leute würden nicht hinter dem Bus die Fahrbahn queren, sondern davor und es komme dadurch zu Gefahrensituationen, dass der Bus anfahre und die dahinter wartende Kolonne ebenso – sie sehe das jeden Tag.

Wenn eine Busbucht vorhanden sei, wo der Bus hineinfahren könne, bilde sich nicht jedes Mal die Kolonne. Wenn der Bus dann wieder weiterfahren wolle, habe er ohnehin Vorrang, so sehe sie das.

Der Bgm. verweist darauf, dass es dafür zuständige Experten gebe. Es gebe auch Normen, wie groß die Einschwenkbereiche ausgeführt werden müssen. Die Busbucht selbst müsse mind. 15 m lang und der Ein- und Ausfahrtstrichter ebenso.

2.Vzbgm. Lang meint, wenn die Busbuchten in der Stadt genehmigt würden, könne dies vielleicht auch in Lieboch so sein, das sei ja kein Vorwurf.
Der Bgm. sagt die vorhandene Ausführung, sei als Lösung vom Kuratorium und den zuständigen Abteilungen des Landes empfohlen worden. Man könne es aber gerne einer Überprüfung zuführen.

GR Paar bedankt sich für diese Zusage.
2. Frage – GR Mag. Marx, MBA fragt, ob es betr. des leidigen Themas Lärmschutzmaßnahmen Autobahn A2 von der ASFINAG etwas Neues zu berichten gebe.

· Bgm. Pignitter sagt, man habe nach wie vor keine Rückmeldung bekommen, wobei nach wie vor die Aussage im Raum stünde, sobald die Sanierung des Teilstückes beginne, würden auch die Lärmschutzmaßnahmen entsprechend verstärkt. Zuerst werde der untere Teil saniert und danach sollte der Liebocher Teil drankommen – das sei die letzte Aussage gewesen. Man könne aber gerne erneut bei der ASFINAG nachfragen, obwohl das bereits mehrmals passiert sei.

1. Frage – GR Tengg bezieht sich auf den Radweg R14, konkret auf die Schotterstraße, die zur sog. „alten Mülldeponie“ führt und sagt, diese sei in der Kurve ziemlich ausgeschwemmt. GR Tengg fragt, ob dies vom Wirtschaftshof ausgebessert werden könnte.
· Der Bgm. sagt zu, dies an den Wirtschaftshof weiterzuleiten. Es sei auch nichts dabei, den Wirtschaftshofbediensteten diese Informationen direkt weiterzugeben, so der Bgm.

2.Vzbgm. Lang spricht die bevorstehende Geh- und Radwegbrückeneröffnung der gemeinsam beschlossenen Brücke über die Kainach am kommenden Samstag an. Er hoffe, im Namen aller Gemeinderäte zu sprechen und fragt, ob es vor der Eröffnung ein gemeinsames Treffen gebe, um geschlossen zur Eröffnung zu kommen.
· Bgm. Pignitter schlägt vor, der Gemeinderat wolle sich um 09.45 Uhr bei der Zufahrtstraße am Radweg R14 treffen.

GR ÖkR KONRAD bedankt sich, dass der Wirtschaftshof die Sträucher bei der Ausfahrt Trattenweg zurückgeschnitten habe. Es sei zuvor wirklich gefährlich gewesen.

Der Bgm. sagt, durch die vermehrten Hochwässer habe man zuvor keine Zeit gehabt, er wolle aber festhalten, dass die Wirtschaftshofbediensteten wirklich sehr umsichtig seien und man wirklich froh sein könne, ein solches Team zu haben.
1.Vzbgm. Grinschgl gibt bekannt, dass gleichzeitig zur Brückeneröffnung der Landesparteitag der SPÖ stattfinde und es daher sein könne, dass nicht alle Gemeinderäte seiner Fraktion bei der Eröffnung dabei sein würden.

Ende der Fragestunde: 20.10 Uhr

· Bericht des Bürgermeisters

Bgm. Pignitter berichtet über folgende Angelegenheiten, die nicht der Vertraulichkeit unterliegen:

· Der Bgm. berichtet vom von Frau Gitti Schlacher eingelangten Abschlussbericht der Ferienaktivitäten 2009 und lässt diesen auf die Bildwand projizieren. In diesem Zusammenhang findet der Bgm. lobende Worte für Frau Schlacher und sagt, die Betreuung sei sehr positiv verlaufen.
2.Vzbgm. Lang regt an, sich im Namen des Gemeinderates bei Frau Schlacher zu bedanken und ein vom Gemeindevorstand unterzeichnetes Schreiben an Frau Schlacher zu übermitteln.
· Der Bgm. verweist auf das Schreiben des Roten Kreuzes, in dem um eine freiwillige Spende für den Umbau der Ortsstelle Lieboch (Gesamtkosten etwa € 500.000,00 – höchstmöglicher Betrag für die Bezirksstelle € 300.000,00) ersucht wird. Der Einzug in die umgebaute Ortsstelle werde aller Voraussicht nach Mitte November 2009 erfolgen. Der Bezirksstellenleiter von GU, Herr Bgm.a.D. Großschädl, habe das Schreiben persönlich abgegeben und gebeten für das nächste Jahr einen Kostenbeitrag vorzusehen. Damit werde man sich aber separat auseinandersetzen, so der Bgm.
2.Vzbgm. Lang fragt, ob es ein Problem hinsichtlich eines zwischenzeitigen Ersatzstandortes in Lieboch gegeben habe.
Der Bgm. sagt, man habe keinen Standort im Zentrum, wohl aber im Industriegebiet (ehem. Fa. Terra) gehabt, der Kostenfaktor sei aber zu hoch gewesen. Wie hoch dieser gewesen wäre, wisse er nicht, das habe das Rote Kreuz selbst verhandelt. Danach habe Bgm.-Kollege Huber aus Mooskirchen das Angebot gemacht, die alte Feuerwehr Mooskirchen zu nutzen.
Es hätte Vorteile gehabt, wenn das Rote Kreuz während der Umbauarbeiten in Lieboch hätte bleiben können, so 2.Vzbgm Lang.

Das sei richtig, die Entscheidung sei aber vom Roten Kreuz getroffen worden, es bringe aber nichts, jetzt darüber zu diskutieren, so der Bgm.

GR Zarfl sagt, es sei ihm zu Ohren gekommen, dass in diesem Zusammenhang die Liebocher Gewerbebetriebe keinen einzigen Auftrag lukriert hätten.

Man dürfe den Herren sehr wohl auch sagen, dass man als Gemeinde diesen Umstand auch sehr wohl zur Kenntnis genommen habe.

Der Bgm. antwortet, diese Kritik habe er eigentlich schon bei bzw. nach der Bauverhandlung an Herrn Bezirksstellenleiter Großschädl weitergegeben. Darauf habe dieser gemeint, wenn er Anbote nachtelefonieren müsse und diese nicht zeitgerecht einlangen, schließe er ab. Das sei seine Antwort gewesen, er wolle aber nicht weiter darauf eingehen, so der Bgm.
GR Paar fragt, an welchen Kostenbeitrag in etwa der Bgm. gedacht habe.

Das sei für ihn offen. Man werde jetzt nicht im Bericht über Zuschusshöhen sprechen, sondern konkret in der Budgetierung überlegen. Er werde diesbezüglich auch noch mit seinen Bgm.-Kollegen der anderen GEKO-Gemeinden reden, so der Bgm.
· Bezüglich des Antrages der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ betr. Verkehrssicherheit, habe er die Punkte damals dem ehemaligen Postenkommandanten, Herrn Resch, übergeben.

Der neue Postenkommandant, Herr Abt.Insp. Moritz habe mitgeteilt, sich prinzipiell nicht einzumischen und es sich dabei um Entscheidungen des Gemeinderates handle.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs berichtet, Herrn Abt.Insp. Moritz schriftlich kontaktiert zu haben. Er habe mitgeteilt, selbstverständlich alles zu tun, was der Verkehrssicherheit diene, es sei aber ein gemeinsamer Termin mit dem verantwortlichen Mitarbeitern, Herrn Bgmst. Ing. Joham notwendig, um sich die Bereiche gemeinsam anzusehen.

Das sei zwar richtig, Herr Abt.Insp. Moritz habe aber auch gesagt, sich in den Auseinandersetzungen, welche Maßnahmen gut oder schlecht seien, nicht einzumischen. Das müssten andere Gremien entscheiden und er wolle sich als Exekutivbeamter nicht „hinauslehnen“, so der Bgm.

· Der Bgm. informiert über die eingelangte Unterschriftenliste von Anrainern der Bienengasse, Erzherzog Johann-Straße und Ahorngasse betr. Parken an Sonntagen in der Bienengasse. Dieses Schreiben wurde an die Polizeiinspektion Lieboch übermittelt und hat Herr Abt.Insp. Moritz wie folgt geantwortet: 

„Soweit es die personelle Situation zulässt (an Wochenenden und Feiertagen verrichtet lediglich 1 Mann Dienst) werden die Kollegen der Pi Lieboch von mir angewiesen werden, ein besonderes Augenmerk auf das Verparken der unten aufgelisteten Straßen zu legen. Ob das Aufstellen von zusätzlichen Verkehrstafeln ein Verhindern des widerrechtlichen Parkens von Fz bewirkt, ist fraglich, zumal das Parken auf einer Fahrbahn mit Gegenverkehr, bei der nicht mindestens 2 Fahrstreifen für den fließenden Verkehr frei bleiben gem. § 24 Abs 3 lit d der StVO sowieso verboten und unter Strafe gestellt ist.“
Im Anschluss stellt der Bgm. den Antrag, die Tagesordnung wie folgt zu erweitern bzw. zu ändern:

ERWEITERUNG:

öffentlich

5.
Übernahme in das öffentliche Gut; Jägerweg, Gst. 439/13 (~ 295 m²)

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

2.Vzbgm. Lang stellt im Namen der Oppositionsgruppierungen den schriftlich eingebrachten Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung, wie folgt:

öffentlich

2.
Kleinkinderbetreuung bis 3 Jahre
3.
Hochwasserschutz

4.
Verkehrsverjüngung Packer Straße

5.
Klimabündnistafeln

6.
Barrierefreiheit Turn- und Veranstaltungshalle

7.
Zuschuss für öffentliche Verkehrsmittel

8.
Förderprogramm „Klimaschutzmodellregion“

9.
Kommunalaudit

10.
Solarstrom Förderaktion

11.
Entsendung von Ausschussmitgliedern; Nominierung in den Verwaltungsausschuss der KEG
12.
Kopieren im Gemeindeamt

13.
Einsichtnahme in Vorstands-Protokolle

14.
Grundsatzbeschluss für ein Zentrum für kulturschaffende Vereine, eine Musikschule und ein Jugendzentrum

15.
Gemeindemediengestaltung
2.Vzbgm. Lang sagt, er stelle diese Erweiterungspunkte aus Zeitgründen en bloc zur Abstimmung.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

* Dadurch verschieben sich sowohl der bereits beschlossene Erweiterungspunkt 5. sowie alle anderen nachfolgenden Punkte entsprechend nach hinten

Weiters stellt 2.Vzbgm. Lang den Antrag, die in der Einladung zur heutigen GR-Sitzung unter „nicht öffentlich“ ursprünglich gereihten TO-Punkte 7., 8., 9., 10., 11., 12. und 17., in den öffentlichen Teil vorzureihen und unter „öffentlich“ zu behandeln.

Der Bgm. fragt nach der Begründung.

2.Vzbgm. Lang sagt, man wisse, dass er den Antrag nur im öffentlichen Teil stellen könne und er sehe, wenn man sich diese Punkte anschaue, eigentlich keinen Grund, diese unter „nicht öffentlich“ zu behandeln. 

Bgm. Pignitter weist darauf hin, dass es sich hierbei teilweise auch um Auftragsvergaben und handle.

2.Vzbgm. Lang ist der Ansicht, dass dabei grundsätzlich nichts passieren könne. Es handle sich ja um keine Geheimnisse.
Dabei sei der Datenschutz zu beachten – man habe Order dies unter „nicht öffentlich“ zu behandeln, so der Bgm.

GR Zarfl engegnet, dies wolle er schriftlich sehen. 

Der Bgm. sagt, GR Zarfl habe schon so Manches verlangt, was dann anders gekommen sei.

GR Zarfl erinnert, der Bgm. habe auch gemeint, er brauche Vorstandsunterlagen im Prüfungsausschuss nicht vorzulegen.

Bgm. Pignitter ersucht, über den Antrag von 2.Vzbgm. Lang abzustimmen.

Für den Antrag von 2.Vzbgm. Lang stimmen
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR ÖkR KONRAD, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Dipl.-Päd. Scherz (SPÖ), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Dagegen stimmen

Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler und GR Warzinger (SPÖ).

Der Antrag wird somit beschlossen (11 Dafürstimmen : 9 Gegenstimmen).
Pkt. 1.:
Genehmigung und Unterfertigung der Sitzungsprotokolle vom 20.05.2009, 08.07.2009 und 21.07.2009
GR Warzinger (Sprecherin der Schriftführer) stellt den Antrag, die Protokolle vom 20.05.2009, 08.07.2009 und 21.07.2009 in der vorliegenden Form zu genehmigen. Es wurden keine Änderungen beantragt.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

Pkt. 2.:
Kleinkinderbetreuung bis 3 Jahre
GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, er habe seinen Antrag zwischenzeitlich auch in Schriftform ausgeteilt.
Der Antrag laute, der Gemeinderat möge beschließen, dass ab 1. November 2009 die Betreuung von Kleinkindern bis 3 Jahren in der Kinderkrippe, bei Tagesmüttern und alternativen, gesetzlich geregelten Betreuungsmodellen bis zum höchsten Kostensatz der Kinderkrippe durch die Marktgemeinde Lieboch bis zum vollendeten 3. Lebensjahr übernommen wird.
Der Bgm. sagt, er habe dazu bereits einmal den Antrag gestellt, eine soziale Staffelung vorzusehen, dazu stehe er nach wie vor. 
Nachdem man ein Minus von rund € 200.000,00 bei den Einnahmen haben werde, weil sich die Ertragsanteile aufgrund geringerer Steuereinnahmen entsprechend reduziert haben, wolle er für alle heutigen Punkte, nach dem Motto „Wunschsendung“ vorneweg sagen, dass er den Vollzug solange hemmen werde, solange damit das Budget gefährdet sei und es sei damit gefährdet.
Dies könne er nur vorab pauschal an Alle, die Anträge für zusätzliches Geld stellen, sagen. Diese müssten dann auch wissen, wo das Geld dafür herkomme. Dies wolle er auch zu Protokoll geben.

Man werde heuer nicht einmal mehr ein Budget im ordentlichen Haushalt zusammenbringen, weil es ganz einfach nicht mehr möglich sei. Man könne sich alles wünschen und alles gratis machen, nur müsse man sagen, wer das bezahlen solle und woher man das Geld dafür nehme.

Das sei nur sein Statement dazu, es könne heute alles beschlossen werden. Er werde sich nur aus diesen Gründen mit seiner Fraktion zurückhalten, sprich mit jenen Leuten zurückhalten, die bis jetzt immer die Verantwortung hätten tragen müssen. Das wolle er schlussendlich auch gleich deponieren, damit niemand sagen könne, er hätte es nicht gesagt, so der Bgm.

GR Zarfl meint, die Bedenken des Bgm. im Zuge der Budgetverantwortlichkeit sei erfreulich, aber überraschend. Als er heute das Gemeindeamt betreten habe, sei er an einem wunderschönen Apparat vorbeigekommen, den der Bgm. ohne Wissen des Gemeinderates, ohne Befugnis in Auftrag gegeben habe, weil er das im Vorstand mit seiner SPÖ-Mehrheit als Beschluss erzwungen habe, obwohl er dazu nicht befugt gewesen sei, diesen Beschluss zu fassen. Dabei habe er einen Mietvertrag abgeschlossen, der die Gemeinde erklecklich belaste und dabei habe der Bgm. keine finanziellen Bedenken gehabt.
Bei allen Ideen und Anregungen, die von der Opposition kämen, höre man vom Bgm. unisono „die Gemeinde hat kein Geld“.

Der Bgm. habe nur Geld für seine Berater, Anwälte, Privatsachverständigen, die der Gemeinde dann im Endeffekt bei den diversen Gerichtsverhandlungen, die verloren würden, nur viel Geld gekostet hätten. Für Dinge, die man für unsere Bürger anschaffen wolle, habe er nie Geld und müsse immer betonen, dass das Geld nicht da sei. Das sei halt die Einstellung des Bgm., mehr habe er dazu nicht zu sagen, so GR Zarfl.
2.Vzbgm. Lang sagt, was GR Zarfl soeben gesagt habe, sei ja in diesem Kreis bekannt und man müsse das in diesem Sinne nicht noch mehr breit treten; man wisse ohnehin, wie es laufe.
Der Bgm. meint, er sei von 2.Vzbgm. Lang gar nicht gewohnt, dass er nicht sage, er schließe sich GR Zarfl an.

2.Vzbgm. Lang ergänzt, das sei ja nicht einmal verwerflich, da GR Zarfl als Prüfungsausschuss-Obmann direkt an der Basis sei und die Geschehen vermehrt sehe.

Der Rest sehe das ja gar nicht so, weil man bekomme die Bilanz, in die man kurz reinschauen dürfe, nur im Vorbeiflug, wie einen Schnupftabak.

Wenn man sie weiter haben wolle, sei sie nicht zu sehen oder komme zu spät, wie auch immer.

Das gehöre auch einmal wertfrei gesagt, das sei Fakt, so 2.Vzbgm. Lang.

1.Vzbgm. Grinschgl findet, man habe über diesen TO-Punkt bereits sehr oft diskutiert. Man habe den Punkt bereits zum dritten Mal auf der Tagesordnung und er sei bereits drei Mal abgelehnt worden, wahrscheinlich, wie er annehme, immer aus gutem Grund.
Es sei eben die finanzielle Anspannung da und es gebe viele andere Möglichkeiten, Kinder zu betreuen und man habe das wirklich ausführlich diskutiert.

Die SPÖ-Fraktion werde, wie er hoffe, bei der gleichen Meinung, wie den Abstimmungen zuvor, bleiben. Wenn andere Leute, die bis dato sehr wohl dagegen gewesen seien, umfallen, sei es sehr traurig, so 1.Vzbgm. Grinschgl.

2.Vzbgm. Lang fragt, warum es sich um andere Leute handle, im Gemeinderat seien immer dieselben Leute.

1.Vzbgm. Grinschgl meint, man werde bei der Abstimmung sehen, auf wen man sich in Lieboch verlassen könne und wer zu seinen Sachen stehe oder nicht.
GR Dipl.-Päd. Scherz fragt, ob es noch weitere Wortmeldungen dazu gebe.
Der Bgm. hält fest, GR Dipl.-Päd. Scherz dränge auf die Abstimmung und habe, wie er glaube, die Sitzungsführung übernommen.

Er habe nur gefragt, so GR Dipl.-Päd. Scherz.
Für den Antrag von GR Dipl.-Päd. Scherz stimmen
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR ÖkR KONRAD, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Dipl.-Päd. Scherz (SPÖ), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Dagegen stimmen

Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler und GR Warzinger (SPÖ).

Der Antrag wird somit beschlossen (11 Dafürstimmen : 9 Gegenstimmen).
Der Bgm. sagt, er begründe sein Abstimmungsverhalten noch einmal damit, dass es ein so großes Minus gebe und man es sich gar nicht leisten könne.
Pkt. 3.:
Hochwasserschutz
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, welcher von GR Mag. Hirschmugl-Fuchs wie folgt näher ausgeführt wird.
Der Gemeinderat möge als „machbaren“ Hochwasserschutz beschließen, das Regenwasserkanalsystem, insbesondere die nicht genehmigten Einleitungen zu überprüfen.
Im vergangenen regenreichen Sommer hat sich wieder einmal herausgestellt, dass viele unserer Regenwasserkanäle nicht in der Lage sind, bei Starkregen die Wassermengen aufzunehmen. Ein Grund dafür dürfte auch sein, dass in vielen Bereichen das Regenwasser von den Grundstücken in den Regenwasserkanal eingeleitet wird. Diese „Mehrmengen“ führen dazu, dass der Kanal das Wasser nicht mehr aufnehmen kann und Überflutungen entstehen.

GR Helene Marx sagt, die Kanäle, etwa am „Jägerweg“ würden überprüft und auch gereinigt.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, man wisse ja, in welchen Gebieten es Probleme gebe. Diese solle man sich ansehen, dabei gehe es darum, eine Entlastung herbeizuführen, die nichts koste, aber eine unterstützende Maßnahme sei, wenn es wieder einmal in Strömen regne.
Es sei eigentlich nur eine technische Sache, wo man sagen müsse, das gehe man jetzt wieder einmal an.

GR Paar fragt, ob Drainagen in den Regenwasserkanal geleitet werden dürfen.
Der Bgm. sagt, es gebe aus den 70er-Jahren Altlasten, die damals bescheidmäßig genehmigt worden seien. Dies aufzuarbeiten werde viel Vergnügen bedeuten. Man habe im Zuge der Bauverhandlungen die Einleitungen immer mit überprüft, wenn man ein Drainagerohr suche, müsse man aufgraben.

Man reinige die Kanäle auch immer durch, oft zweimal im Jahr. Er könne den Wirtschaftshof aber nicht nur dort einsetzen, wenn auch andere Arbeiten anstehen, so der Bgm.
GR Ing. Schelch weist auf die Verschmutzung durch Laub hin.

Der Bgm. sagt, es gebe etwa die ganze Weingartenstraße entlang Bäume, man könne deswegen nicht alle Bäume umschneiden.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs ersucht, die Thematik von der sachlichen Seite zu sehen. Die Belastung der Regenwasserkanäle sei durch rasche und intensive Regenwässer sehr stark und dadurch würden diese Altlasten, die jahrelang nicht aufgefallen seien, zum Tragen.
Vieles sei durch die zusätzliche Verbauung massiver geworden, man solle sich einfach ansehen, wo man etwas machen könne.

Das heiße aber unter Umständen auch, dass man zur Bevölkerung sagen könne, wenn das Laub abfalle, sollte darauf geachtet werden, dass die Regenwasserkanäle frei gehalten werden.

Dies könnte dabei unterstützen, dass keine Überflutungen passieren, wo sie nicht notwendig seien oder wo man sich helfen könne, ohne dass es etwas koste.

Der Bgm. sagt, der Antrag wäre so zu beschließen, nur vollziehen könne er ihn nicht. Das sei ein Auftrag für mehrere Jahre. Man habe schon lange damit begonnen, das Ende sei aber nicht absehbar.

GR Zarfl fasst zusammen, wenn er es richtig verstanden habe, sei gemeint, dass im Zuge der massiven Belastung zu punktuellen Beschwerden gekommen sei und man dort, wo es diese Beschwerden gebe, die auch protokolliert seien, diesen auf den Grund gehe und man Aufklärung schaffe, etwa weil es Einleitungen gebe, die es nicht oder nur verzögert geben dürfte etc.
Es sei, wie er glaube, nicht gedacht gewesen, von einem Tag auf den anderen, das gesamte Regenwassersystem zu überprüfen. Dann sei es durchaus zumutbar, diese punktuellen Dinge anzusehen und auf eventuell selbst verursachte Gründe aufmerksam zu machen, die man vielleicht sogar gemeinsam mit den Liegenschaftseigentümern beheben könne, so GR Zarfl.
Der Bgm. sagt, er, Bmst. Ing. Joham und der Wirtschaftshof hätten diese Termine heuer zigmal wahrgenommen und versucht, allen Punkten, wo es Probleme gegeben habe, nachzugehen.
Er würde auch bitten, Bmst. Ing. Joham und den Wirtschaftshof einmal zu einem Gespräch beizuziehen, damit der Gemeinderat wisse, was hier passiere. Er glaube, es sei nicht bekannt, was man hier bereits mache.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, wenn man Vieles bereits wisse, sei es unter Umständen bereits ein Teil der Erledigung dieses Punktes. Dann reiche es, wenn man die Bevölkerung darauf aufmerksam mache, Wässer nicht einzuleiten bzw. auf die Freihaltung von Laub hinzuweisen. Das könne ja auch schon eine Erledigung sein.
Sie bitte aber schon, es jetzt nicht nur mitzubeschließen und dann zu sagen, man wolle es nicht vollziehen.

Der Bgm. sagt, es sei einfach nicht möglich, alle Drainagen zu überprüfen. Diese seien zum Teil nicht einmal zu eruieren.
GR Paar meint, der Antrag laute auf Überprüfung der Regenwassersysteme.
Bgm. Pignitter sagt, diese würde man sowieso jährlich überprüfen und durchspülen.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, es sei ja wichtig, dass die Bevölkerung wisse, es sei erledigt worden. Das könne für die Gemeinde eigentlich nur positiv sein.
1.Vzbgm. Grinschgl meint, soweit er sich erinnern könne, seien solche Artikel bereits in den „Liebocher Nachrichten“ gewesen.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs erklärt, ihr Antrag sei einfach der, zu beschließen, den machbaren Hochwasserschutz in Lieboch umzusetzen.
Anm.: GR Helene Marx und GR Paar verlassen den Sitzungssaal.

1.Vzbgm. Grinschgl sagt, das sei eigentlich ein Punkt, der bereits erledigt worden sei und daher nicht aufgenommen werden müsste. Die Gemeindebediensteten würden so quasi als „Laufpolizei“ auftreten.
GR Dipl. Tzt. Aichholzer meint, kürzlich habe ihm ein Arbeiter des AWV Liebochtal gesagt, es seien noch viele Leute säumig, ihre eigenen Kanäle sauber zu machen und würden dadurch selbst das Wasser bekommen. Es gehe also eigentlich nur darum, die Information auszugeben, selbst aufzupassen.
1.Vzbgm. Grinschgl ist der Ansicht, das könne man dann aber anders schreiben bzw. zum Bgm. gehen und eine Aussendung anregen.
Der Bgm. berichtet, man habe permanent damit zu tun, dass Leute illegal beim Schmutzwasserkanal anschließen. Dadurch sei der Schmutzwasserkanal immer wieder überlastet. Man kämpfe laufend dagegen, Haselsdorf-Tobelbad sei komplett überprüft worden, wobei man dies mit Rauchgas oder Flüssigkeit machen könne. Man betreibe dabei aber praktisch eine unendliche Geschichte.
Im Anschluss ersucht der Bgm, über den Antrag abzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen (ohne die nicht anwesenden GR Helene Marx und GR Paar).
Pkt. 4.:
Verkehrsverjüngung Packer Straße
Anm.: GR Helene Marx und GR Paar nehmen wieder an der Sitzung teil.

Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt:
Im Sinne der Verkehrssicherheit und der Anregung der Schul- und Kindergarteneltern, die bereits seit einem Jahr angeregten Sicherheitsmaßnahmen und die bereits beschlossene Umkehrung der Verkehrsverjüngung in der Packer Straße auf Höhe des Friedhofs, in Übereinstimmung mit der Exekutive, umzusetzen.

Der Bgm. sagt, es habe mit Herrn Dr. Hirschmugl diesbezüglich mehrmaligen Schriftverkehr gegeben. Er selbst sei in Euphorie gewesen und habe eine mögliche Verjüngung bereits angezeichnet. Diesbezüglich sei dann der zuständige Experte des Landes, Herr DI Sattler noch einmal da gewesen, der einer Verjüngung schon zuvor skeptisch gegenüber gestanden sei, um die Maßnahme umzusetzen.
Als Gemeinde dürfe man auf der Landes-Bundesstraße keine baulichen Maßnahmen setzen, sondern könne nur sagen, was man gerne hätte.

Die Baubezirksleitung würde dies dann ausführen bzw. die Gemeinde über eine Firma beauftragen lassen. Zur Umsetzung habe Herr DI Sattler dann gesagt, dass der Schwenk gar nicht möglich sei, weil hier Buslinien verkehren und ein leichter Schwenk nichts bringe.

Mittlerweile habe es auch eine versprochene Verkehrszählung und auch eine Erhebung der Geschwindigkeiten gegeben. Er habe sich diese noch nicht genau durchgesehen, aber auf den ersten Blick seien diese, bis auf ein paar Ausreißer, nicht gravierend über der zulässigen Geschwindigkeit.
Das Verkehrsverhalten sei also nicht so katastrophal, wie man ursprünglich gedacht habe.

Man könne zwar alles beschließen, wenn die Maßnahmen aber vom Land aus technischen Gründen oder weil es verkehrsmäßig nicht in Ordnung sei, nicht umgesetzt würden, könne man machen was man wolle.

Es gebe eben gewisse Richtlinien, die auf der LB einzuhalten seien und es sei nicht, wie angeklungen, sein Mutwillen gewesen, sondern er habe als Bgm. die Verpflichtung, dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechenden Stellen über Tätigkeiten informiert würden. Er könne nicht einfach anfangen, zu betonieren, so der Bgm.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, der Grundsatzbeschluss des Gemeinderates liege schon lange zurück.

Einerseits gehe es um die Punkte, die der Bgm. schon im „Bericht des Bgm.“ betr. Kindermeilenaktion gebracht habe und andererseits um das Straßenstück auf Höhe des Friedhofs.
Sie wisse auch, dass Herr DI Sattler zum Bgm. gesagt, habe, dass die Verkehrsverjüngung vom Land nicht gemacht werde. Zu ihrem Mann habe man wiederum gesagt, das liege an der Gemeinde – offensichtlich gebe es eine irrige Information des Landes an die Bürger.
Dann sei auch diskutiert worden, dass eine Einbuchtung möglich sei, wenn der Anrainer den Grund hergeben würde und der Anrainer habe sich dazu positiv geäußert.

Auf jeden Fall gebe es diesen Beschluss, dass man die Einbuchtung umkehren wolle und dies sei die Bitte, es noch einmal anzugehen. Wenn die Landesstellen verschieden informieren, sei das eine blöde Sache und gelte es, abzuklären, warum man die Gemeinde ins offene Messer laufen lasse.  
Es beginne jetzt die Jahreszeit, wo es in der Früh so nebelig und dunstig sei und der stark frequentierte Schutzweg vor der Bahnhofstraße sei nicht sichtbar und wenn es sollte wenigstens eine Maßnahme zur besseren Sichtbarkeit des Zebrastreifens gesetzt werden, so GR Mag. Hirschmugl-Fuchs.

Der Bgm. erklärt, es seien in diesem Bereich beidseitig verstärkte Lampen gem. StVO aufgestellt worden.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, wenn einmal etwas aufgrund dieser Beleuchtungssituation oder eben wegen dieser dunklen, nebeligen Straße etwas passiere, wo doch ziemlich schnell in den Ort gefahren werde, sei man irgendwo doch verantwortlich.
Es müsse nicht unbedingt die Verkehrsberuhigung sein, wenn der Zebrastreifen besser sichtbar gemacht werden könnte.

Der Bgm. wiederholt, es sei nur ein leichter Schwenk machbar, da eine Buslinie verkehre und es sich zudem um die Umfahrungsstraße der Autobahn A2 handle.

Er habe Herrn DI Sattler hinsichtlich der Möglichkeit, einen fixen Radarkasten zu installieren, angesprochen.

Es wäre sein Antrag, einen Antrag auf Installierung eines fixen Radargerätes zu stellen, um die Geschwindigkeit zu senken, so der Bgm.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, sie wisse nicht, ob es die Lösung sei, das in strafender Weise anzugehen. Ihre Idee sei die, wie man diese Gefahrensituation entschärfen könne.

GR Dipl. Tzt. Aichholzer berichtet, er habe heute einen Schutzweg gesehen, wo orange, blinkende LED-Leuchten eingearbeitet worden seien. Dies sei extrem auffällig gewesen, er wisse aber nicht, ob dies möglich sei, man könnte diesbezüglich aber nachfragen.
Der Bgm. sagt, er wisse nicht, inwieweit dies in Hinblick auf die Schneeräumung möglich sei. Es gebe einige Versuchsstrecken, er wisse aber nicht, ob sich die LED-Leuchten bewährt hätten.
2.Vzbgm. Lang meint, wenn man sich die Verkehrsinsel in diesem Bereich ansehe, sei diese von Haus aus leicht vermurkst. Wenn man Richtung Graz fahre, habe man das Problem, dass die Fahrzeuge aus der Bahnhofstraße zu weit in die Fahrbahn der LB 70 hineinragen, das werde dem Bgm. vielleicht schon selbst aufgefallen sein. Er wisse nicht, wer diese Insel gebaut habe, aber grundsätzlich gehöre die Verkehrsinsel sowieso weiter hinauf, dann habe man die Tempobremse schon vorher.

Der Bgm. verweist auf die dortige Friedhofsausfahrt.

GR Paar sagt, man müsse immer über die Sperrlinie fahren.

Bgm. Pignitter meint, die Fahrspur sei ehemals für die Schneepflüge zu schmal ausgeführt worden. Es sei überhaupt nur deshalb möglich, da sich seitlich noch ein Bankett befinde. Wenn man die Fahrspur breiter mache und die Insel weiter hinüber schiebe, vergrößere sich der Schwenk.
2.Vzbgm. Lang verweist auf die Verkehrsinsel vor dem Gemeindeamt –hier habe man auch links und rechts Ausfahrten – es sei also alles möglich.

Er sei kein Experte, ihm sei alles recht, man habe als Gemeinderat hierbei nicht zu entscheiden, so der Bgm.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, wenn die von GR Dipl. Tzt. Aichholzer angesprochene LED-Beleuchtung möglich sei, wäre dies schon etwas, was sicher niemand verwehren werde und man auch bei den anderen neuralgischen Zebrastreifen, etwa im Bereich der Fa. Billa, überlegen könnte.
GR Zarfl bezieht sich ebenfalls auf die blinkenden LED-Leuchten und weiß zu berichten, dass es sich dabei tatsächlich um einen Versuch in Graz, bei einigen stark frequentierten Übergängen, handle. Einer davon sei in der C.v. Hötzendorfstraße und bedürfe, um überhaupt umgesetzt zu werden, einer Verordnung, weil dies in der StVO gar nicht vorgesehen sei.

Zudem sollte man nicht vergessen, dass der Gemeinderat im vorangegangenen FLÄWI 3.0, sich über dieses Problem ausreichend Gedanken gemacht habe und für diesen Bereich einen Kreisverkehr beschlossen habe, der damals von Teilen des Gemeinderates vehement bekämpft worden sei.
Der heutige enthusiastische Schwenk des Bgm. und seiner Fraktion zu einem Kreisverkehr vor der Fa. Spar, lasse ihn hoffen, dass er vielleicht auch über dieses Problem wieder neu nachdenke, dann wäre es erledigt. Das Land habe damals schon eine Lösung mittels Kreisverkehr festgelegt, so GR Zarfl.

Der Bgm. sagt, diesen habe man damals auch mitbetrieben, seine Fraktion sei nie dagegen gewesen.

GR Zarfl entgegnet, der Kreisverkehr sei am Widerstand des Bgm. und dessen Fraktion gescheitert.

Der Bgm. meint, dies sei interessant – es würden immer wieder Dinge behauptet, die halt einfach nicht so seien. Bgm. Pignitter gibt zu Protokoll, die SPÖ habe dort immer eine Kreisverkehrslösung betrieben und nie verhindert.

GR Zarfl sagt, man könne ja die Protokolle herausholen. Es habe sich um einen Antrag von ihm gehandelt, den Kreisverkehr in den FLÄWI aufzunehmen und er habe massiv darum gekämpft. Nur das vehemente Weigern der damaligen ÖVP und FPÖ, ein Inkrafttreten des FLÄWI zu verhindern, wenn dieser Passus nicht aufgenommen werde, habe diesen Kreisverkehr erst in den FLÄWI gebracht, so GR Zarfl.

Es sei schön, dass in Lieboch alles GR Zarfl gemacht habe, so der Bgm.

Die Umsetzung sei nicht gemacht worden, diese wäre in den Händen des Bgm. gelegen, so GR Zarfl.

Das Land habe sich zum Kreisverkehr positiv geäußert, als man damals beim Land gewesen sei, sei von 10 Jahren Wartezeit ab Beantragung gesprochen worden, außerdem sei es immer darum gegangen, dass man zuerst die Grundfläche dafür benötige. Für den Kreisverkehr sei eine größere Fläche notwendig, so der Bgm.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs weist darauf hin, dass im Antrag zu diesem TO-Punkt nicht nur die Straßenverjüngung, sondern auch, wie schon im Bericht des Bgm. angesprochen, die Anregungen aus dem Projekt der Kindermeilen, beinhaltet seien.

Daher habe sie die Bitte, Herrn Abt. Insp. Moritz und Herrn Bmst. Ing. Joham diesbezüglich zusammenzubringen, um Umsetzungsmöglichkeiten zu prüfen.
Der Bgm. meint, man könne alles beschließen, nur die erforderliche Grundfläche für den Kreisverkehr werde man nicht bekommen. Bgm. Pignitter fragt GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, ob die Umsetzung des Kreisverkehrs ergänzend in den Antrag aufgenommen werden soll.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, es wäre schade, wenn deswegen alles andere scheitere. Man sollte sich die Umsetzung der LED-Leuchten und der anderen Sicherheitsmaßnahmen ansehen, für die bereits ein Grundsatzbeschluss vorliege.

Sie habe kein Problem mit hineinzunehmen, zu prüfen, ob ein Kreisverkehr im Ort die Situation beruhigen könne. Herr Abt. Insp. Moritz habe gesagt, er sei selbstverständlich aufgeschlossen, sich diese Dinge anzusehen. Er könne das aber nicht alleine, weil dafür in der Gemeinde Herr Bmst. Ing. Joham zuständig sei. Ein Termin sei bis dato noch nicht zustande gekommen, wahrscheinlich weil Herr Bmst. Ing. Joham überlastet sei, so GR Mag. Hirschmugl-Fuchs.
Der Bgm. hält fest, dass Bmst. Ing. Joham außerdem für Entscheidungen auf der Landes-Bundesstraße nicht befugt sei. Man könne den Antrag aber gerne so beschließen.
Auf die Frage von 2.Vzbgm. Lang, wer die Farbmarkierung hinsichtlich des Fahrbahnschwenks entlang der LB 70 gemacht habe, teilt der Bgm. mit, dass er dies zusammen mit Bmst. Ing. Joham nach Einholung der Zustimmung von Herrn DI Sattler gemacht habe, um die Möglichkeit einer Fahrbahnverziehung anzuzeichnen. Ohne diese Zustimmung hätte man nichts gemacht.
Der Bgm. ersucht über den Antrag wie besprochen abzustimmen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 5.:
Klimabündnistafeln
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, den bereits mehrfach erfolgten Beschluss, die Klimabündnistafeln wieder an den Ortseinfahrten zu montieren, umzusetzen.

Der Bgm. sagt, die Tafeln seien bestellt worden. Warum diese noch nicht montiert seien, wisse er nicht.
AL Mag. Marat ergänzt, es seien Tafeln in einem speziellen Größenformat bestellt worden, damit diese zu den Ortstafeln passen.

Der Bgm. versichert, die Tafeln würden schnellstmöglich montiert und ersucht um Kenntnisnahme.
Pkt. 6.:
Barrierefreiheit Turn- und Veranstaltungshalle
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, gem. Gemeinderatsbeschluss, nach erfolgter Expertenbegehung im Sommer (Bgm. Pignitter, Bmst. Ing. Joham, GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, Herr Meixner und Herr Pürrer – Amt der Stmk. LReg., FA 17A), die vereinbarten Maßnahmen zur Umsetzung der Barrierefreiheit in der Halle, durchzuführen.
Dies sind vor allem: Einbau eines für Rollstuhlfahrer zugänglichen WCs, zusätzliche Haltegriffe und Signalstreifen bei den Stiegen, Einbau einer Induktionsanlage, sowie Einbau eines Lifts innen (bzw. gibt es auch einen Vorschlag für außen).

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs erinnert an den im Sommer im Gemeinderat gefassten Grundsatzbeschluss, die Möglichkeit, die Halle barrierefrei zu machen, von einem Experten des Landes prüfen lassen zu wollen.
Dieses sehr gute Gespräch und die Begehung habe es im Sommer gegeben und sie ersuche, diese Barrierefreiheit für die Halle umzusetzen. Dies wäre auch für unsere alten Bürger sehr wichtig, so GR Mag. Hirschmugl-Fuchs.
Der Bgm. sagt, es handle sich dabei um einen relativ hohen Budgetposten, der neu dotiert werden müsse.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, diese Maßnahmen im nächsten Budget vorzusehen.
Der Bgm. weist darauf hin, dass noch entsprechende Anbote nötig seien und ersucht um Abstimmung.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 7.:
Zuschuss für öffentliche Verkehrsmittel als Mobilitätsförderung im Sinne der Mobilitätsgemeinde 
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, allen Liebocherinnen und Liebochern einen Zuschuss von 10 % zu (Halb)Jahres- und Monatskarten der öffentlichen Verkehrsmittel (GKB bzw. ÖBB) zu geben und so die sanfte Mobilität zu fördern.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, dies habe natürlich etwas mit Geld zu tun, dass das Gemeindebudget belasten könnte, sie glaube aber, es werde nicht extrem viel sein.
Der nächste TO-Punkt sehe zudem vor, wie man wiederum Geld zurückbekommen könnte.

Man habe die S-Bahn, die Menschen sollten unterstützt werden, sie zu nutzen und können auch mit den GVB fahren, wenn sie eine solche Karte haben.

Für die Menschen seien die Fahrkarten allerdings schon mit hohen Kosten verbunden.

Der Bgm. fragt, wie die Abwicklung vonstatten gehen soll – es könne nur so sein, dass die BürgerInnen mit der (Halb)Jahres- oder Monatskarte ins Gemeindeamt kommen und 10 % refundiert bekommen.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, die Fahrkarten könnten auf irgendeine Art und Weise kenntlich gemacht werden, dass sie schon einmal vorgelegt wurden.
2.Vzbgm. Lang sagt, er nehme an, es werde dann eine entsprechende Liste geben.
1.Vzbgm. Grinschgl fragt, ob der Förderbetrag in bar ausbezahlt werde.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, sie habe sich über die Abwicklung nicht so genau Gedanken gemacht.

1.Vzbgm. Grinschgl meint, das sei immer das Schwierige für seine Fraktion, dass man immer einen Punkt präsentiert bekomme, bei dem man nicht wisse, was es eigentlich wirklich koste und wie es abgehandelt werde und seine Fraktion solle das ad hoc entscheiden.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs weist darauf hin, man könne nicht sagen, wie viele Menschen sich den Zuschuss abholen werden, aber die Schüler würden sowieso gratis fahren.
Der Bgm. ergänzt, er hätte dies gerne als Mobilitätsförderung im Sinne der Mobilitätsgemeinde betitelt und den TO-Punkt dahingehend abgeändert.

GR Paar fragt, wie es gehandhabt werde, wenn jemand eine Jahres- oder Halbjahreskarte habe.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, sie sehe dies ganz gleich wie bei einer Monatskarte. Ob man jedes Monat oder einmal im Jahr komme, sei egal. Eine Jahreskarte koste derzeit über € 400,00, also würde der Gemeindeanteil dann etwa € 40,00 betragen.
2.Vzbgm. Lang sagt, das entlaste ja auch grundsätzlich den Verkehr. Er könne nicht beurteilen, wie viele Bürger wirklich eine Jahreskarte hätten.
1.Vzbgm. Grinschgl fragt, welche Summe für diesen Zuschuss pro Jahr angenommen werde bzw. ob im Vorfeld Erkundigungen eingeholt worden seien.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs verneint, fügt aber hinzu, wie würde sogar begrüßen, wenn dieser Budgetposten mit der Zeit steige – das würde heißen, dass umso mehr Menschen mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren und damit den Individualverkehr senken.

GR Dipl.-Päd. Scherz meint, es wäre schon super, wenn der Individualverkehr entlastet würde und wenn man nichts tue, werde es immer mehr.
1.Vzbgm. Grinschgl ersucht, diesen TO-Punkt zu vertagen, um nähere Daten für diesen Budgetposten zu bekommen.
GR Mag. Marx, MBA fragt, von wem 1.Vzbgm. Grinschgl diese Informationen einholen wolle.

1.Vzbgm. Grinschgl meint, die GKB werde ja ungefähr die Passagierzahlen ab Lieboch wissen.
GR Mag. Marx, MBA entgegnet, es könne auch jemand aus Graz hier einsteigen.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, es könne auch sein, dass sich das Budget für diesen Punkt verdoppele oder verdreifache, das traue sie sich schwer zu sagen.

Der Bgm. stellt zu diesem TO-Punkt den Zusatzantrag, die Marktgemeinde Lieboch möge in diesem Zusammenhang auch ein sog. „Schnupperticket“ mit anbieten.
Es sollte zumindest ein Schnupperticket als Monatskarte im Gemeindeamt aufliegen und dieses beworben werden. Die Bürger sollen dieses Ticket für max. eine Woche durchgehend holen und gratis benützen können, um somit den Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel versuchen zu können.
Dieser Versuch soll vorerst für das heurige Jahr beschränkt und geschaut werden, wie es angenommen werde.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, dies sei ein großartiger Vorschlag.
Der Bgm. sagt, man habe es zwischenzeitlich schon einmal im kleinen Kreis versucht, die Nachfrage sei aber eher gering gewesen, man könne es aber probieren.
GR Dipl.-Päd. Scherz fragt, ob der Zuschuss für Fahrkarten bis Graz gelte.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, der Gemeindezuschuss sollte schon für die Region bzw. den Verbund gelten.
Der Bgm. ersucht über den Antrag der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ in Verbindung mit seinem Zusatzantrag abzustimmen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 8.:
Förderprogramm „Klimaschutzmodellregion“
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, sich am Förderprogramm „Klimaschutzmodellregionen“ zu beteiligen.
Ziel des Förderprogramms ist es, neue Modellregionen bei der Gründung und während der Aufbauphase zu unterstützen. Der Klimafonds spricht damit alle österreichischen Gemeinden und Regionen an, die ihre Ideen und Konzepte zu Energieeffizienz und zur Nutzung aller vorhandenen regionalen Ressourcen in Richtung Energieautarkie weiterentwickeln und umsetzen wollen.

Für das Programm stehen heuer 4,5 Millionen Euro Fördergeld zur Verfügung, pro ausgewählter Modellregion werden max. € 100.000,00 im Zeitraum von zwei Jahren ausgeschüttet.

Einreichberechtigt sind sowohl einzelne Gemeinden oder Regionen, die eine Einwohnerzahl von 40.000 nicht überschreiten. Es ist eine finanzielle Beteiligung der Region im Ausmaß von mind. 40 % der Gesamtkosten vorgesehen. Die Ausschreibung läuft bis 16. November 2009.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, sie habe diese Aktion auf www.kommunalnet.at entdeckt. 
Sie könne sich als Modellregion Lieboch zusammen mit den „RegioNext“-Partnergemeinden vorstellen und würde sich sehr freuen, wenn man sich hier bewerbe – den Antrag würde sie schreiben, so GR Mag. Hirschmugl-Fuchs.
Der Bgm. meint, der finanzielle Kostenrahmen sei somit nicht absehbar.

Man könne es ja probieren und könne heute alles beschließen, so der Bgm.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Über die Kostenbeteiligung sei aber gesondert zu beschließen, so der Bgm.
Man müsse sowieso zuerst mit den Partnergemeinden reden, weil diese das auch beschließen und wollen müssen, wobei die Frist 16.11.2009 zu beachten sei, so GR Mag. Hirschmugl-Fuchs.

Pkt. 9.:
Kommunalaudit
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, ein Kommunalaudit durchzuführen (http://portal .communalaudit.at/) und damit die sachliche, konfliktfreie Entwicklung der Gemeinde zu fördern.
Ziel des Projektes CommunalAudit ist es, die Wettbewerbskraft und die Standortattraktivität für Gemeinden im ländlichen Raum zu verbessern. Durch das Projekt CommunalAudit soll die Entwicklung des ländlichen Raums maßgeblich mit gestaltet werden.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs verweist auf den Antrag Ihrer Fraktion, in dem auch die Hauptthemen (Organisationsevaluierung, Infrastrukturevaluierung, Finanzevaluierung, Umfeldanalyse) ersichtlich seien.

Es habe sie deshalb angesprochen, weil auch die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung inkludiert seien, aber auch Entwicklungsmaßnahmen und Verwaltungsvereinfachung, obwohl das eigentlich in der Gemeinde sehr gut laufe.

Der Bgm. sagt, man betreibe ein solches Audit schon in Teilbereichen für den Abwasserverband Liebochtal, zusammen mit dem Abwasserverband Grazerfeld. Es gebe schon Erkenntnisse, wobei man festgestellt habe, dass nicht alle Bereiche umsetzbar seien. Ebenso habe man auch schon Benchmarks im Abfallwirtschaftsverband Graz-Umgebung durchgeführt, wobei es auch eine Studie hierzu gebe.
Wenn man, wie es angeklungen sei, viel Geld für Sachverständige habe, könne man alles beschließen.

Es sei immer wieder so, dass Personen beauftragt würden, die alles Mögliche erstellen, was dann teilweise in der Schublade verschwinde, da die Erkenntnisse oft nicht umsetzbar seien und sich sogar die zuständige Fachabteilung nicht damit auseinandersetze.

Man müsse fast überall Fachleute beauftragen, so der Bgm.

GR Zarfl bezieht sich auf die große Informationsveranstaltung betr. „RegioNext“ in Lannach und fragt, inwieweit es bisher Konsequenzen für die Marktgemeinde Lieboch gebe. So wie er es verstanden habe, sei im Zusammenhang mit „RegioNext“ genau ein solches Kommunalaudit, das für die Partnergemeinden erstellt werden soll, das Ziel.
Dies wäre im Prinzip ein Ansporn in diese Richtung etwas schneller zu arbeiten, denn zweigleisig zu fahren, wäre nicht gescheit.
Der Bgm. sagt, derzeit würden die Statuten geprüft und danach müsse der Gemeinderat diese beschließen, damit sich der Verband konstituieren könne.
Sobald dann eine Dotierung gegeben sei, werde es Beschlüsse zur Beauftragung der Fachleute geben, wobei das Projekt für die Region in etwa € 40.000,00 bis € 50.000,00 kosten werde. Dieser Betrag werde aliquot auf die jeweiligen Gemeinden aufzuteilen sein, wobei das Land einen Kostenzuschuss leiste. 
Um Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, zieht GR Mag. Hirschmugl-Fuchs den Antrag zurück. Man sollte die Entwicklung beobachten und in einer der nächsten GR-Sitzungen schauen, ob es sich um eine Verdoppelung handle.
Der Bgm. meint, es sei im Prinzip dasselbe – es gehe immer um Strukturen etc.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs stellt den Antrag, das Audit trotzdem im Auge zu behalten und zu schauen, ob dieses im Rahmen von „RegioNext“ eingebunden sei. Man solle sich gemeinsam in diese Richtung engagieren.
Der Bgm. ersucht, diese Vorgangsweise zu beschließen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 10.:
Solarstrom Förderaktion
Hierbei handelt es sich um einen von der Fraktion „Die Grünen Lieboch“ eingebrachten TO-Punkt, der als Antrag vorsieht, sich an der Förderaktion für Solarstrom zu beteiligen (http://www.e-steiermark.com/news/archiv2009/pa_20090916.htm).
Der schriftliche Antrag führt näher wie folgt aus:
· „Private erhalten 15 Cent pro Kilowattstunde für Einspeisung von Photovoltaikenergie ins Netz. 

· Über 150 Musteranlagen in steirischen Gemeinden geplant. 

· Investitionsvolumen rund 7,5 Mio. Euro. 

· Spezielle Investitionsförderung für Gemeinden
Konkret gefördert werden die Errichtungskosten von maßgeschneiderten Photovoltaik-Anlagen bei unseren Gemeindepartnern. Die Förderung beträgt 15 Prozent und gilt für Anlagen bis zu einer maximalen Investitionssumme von 50.000,-- Euro.

Zusätzliche Vorteile sind die Übernahme der Überschussenergie um 15 Cent pro Kilowattstunde und die Reduktion der monatlichen Stromrechnung wegen des direkt genutzten Sonnenstroms. "Wir gehen davon aus, dass mit der Aktion mindestens 150 Musteranlagen in allen Teilen der Steiermark umgesetzt werden können", so Purrer. Über die Partnerunternehmen können 449 steirische Gemeinden erreicht werden.

Ziel ist es, gemeinsam mit den Kommunen insgesamt mehr als 1,5 Millionen Kilowattstunden Sonnenstrom zusätzlich zu erzeugen und damit in Summe "das größte Photovoltaikkraftwerk des Landes" entstehen zu lassen. "Mit dem Produkt select sun lösen wir Investitionen von über 7,5 Millionen Euro aus und fördern damit die regionale Wirtschaft", unterstreicht Harnik, "für die Montage der jeweiligen Anlage können sich die Gemeinden natürlich die Vertrauenspartner ihrer Wahl vor Ort aussuchen. … die aktuelle Photovoltaik-Modulfläche in der Steiermark durch die Aktion mit Sicherheit um bis zu 50 Prozent ausgeweitet werden kann."

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, es wäre toll, wenn Lieboch hier auch aufzeigen und Strom für die Straßenbeleuchtung, Gemeinde, Kindergarten, Schule, was auch immer, mittels Photovoltaik-Anlage erzeugen und Geld einsparen könnte. Dies trage zur Klimaschonung bei.
GR ÖkR KONRAD berichtet, dass im Zuge des Raika-Neubaus auch Photovoltaikzellen errichtet werden, weil im Sommer das mittels Solarzellen produzierte Heißwasser nicht verbraucht werden könne. Der so erzeugte Strom könne für die EDV genutzt werden, es würde sich aber nur auf sehr lange Sicht gesehen, rentieren.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, wenn wie hier, die Abnahme des Überschussstroms garantiert werde, sei es etwas Anderes.

GR Zarfl verweist auf das Firmengebäude der Fa. Paar in Graz, welches weitgehend energieautark errichtet worden sei.

Der Bgm. ersucht über den Antrag, sich an der Förderaktion zu beteiligen, abzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 11.:
Entsendung von Ausschussmitgliedern; Nominierung in den Verwaltungsausschuss der KEG
2.Vzbgm. Lang gibt bekannt, seine Fraktion stelle den Antrag auf Umbesetzung des Verwaltungsausschusses der KEG, wie folgt:
Verwaltungsausschuss der KEG:

GR Dipl.-Päd. Wolfgang Scherz wird als neues Mitglied in den Verwaltungsausschuss der KEG nominiert.

Das bisherige Ausschussmitglied, GR ÖkR KONRAD, scheidet aus.

2.Vzbgm. Lang erklärt, nachdem GR Dipl.-Päd. Scherz ein profunder Kenner der Materie sei und seine Fraktion natürlich nicht auf dessen Ratschläge verzichten wolle und GR Dipl.-Päd. Scherz aus der Sicht der SPÖ-Fraktion nicht mehr mit diesem Ausschuss betraut sei, gebe es freie Kapazitäten. 
Daher habe sich die ÖVP-Fraktion gedacht, GR Dipl.-Päd. Scherz weiterhin die Chance geben zu wollen, im Verwaltungsausschuss der KEG mitzuwirken.

GR Dipl.-Päd. Scherz bedankt sich.

Der Bgm. meint, GR Dipl.-Päd. Scherz werde dies der ÖVP-Fraktion sehr danken, wie auch der SPÖ-Fraktion.

GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, er nehme die Nominierung als Ausschussmitglied selbstverständlich an und verzichte dafür auf die Funktion als Ersatzmitglied für die SPÖ-Fraktion.

Der Bgm. gibt bekannt, die Nachbesetzung des Ersatzmitgliedes nachzuholen. Nachdem dieser Antragt so kurzfristig gestellt worden sei, müsse er mit seiner Fraktion noch beraten.

Für den Antrag von stimmen
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR ÖkR KONRAD, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Der Stimme enthalten sich
Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler und GR Warzinger (SPÖ).

Der Antrag wird somit beschlossen (10 Dafürstimmen : 9 Stimmenthaltungen).
GR Dipl.-Päd. Scherz stimmt aufgrund Befangenheit nicht mit.
Pkt. 12.:
Kopieren im Gemeindeamt
2.Vzbgm. Lang bezieht sich auf den Beschluss des Gemeindevorstands vom 24.01.2005 – „Kopieren im Gemeindeamt von im Gemeinderat vertretenen Fraktionen“ – und stellt den Antrag, die oben angeführte Regelung mit sofortiger Wirkung aufzuheben, da auf keinen Fall der Eindruck entstehen sollte, dass einzelne Fraktionen auf Kosten der Gemeinde ihre Aussendungen finanzieren.
Jede Fraktion ist selbst für die Kopien verantwortlich und hat diese aus eigener Tasche zu begleichen, nicht auf Kosten der Gemeinde.

Die dadurch entstehende Einsparung sollte den ortsansässigen Vereinen zugute kommen, so 2.Vzbgm. Lang.
Der Bgm. ersucht über den Antrag abzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 13.:
Einsichtnahme in Gemeindevorstands-Protokolle
GR Mag. Marx, MBA, stellt den Antrag, dass ab sofort alle Gemeindevorstands-Protokolle für sämtliche Gemeinderatsmitglieder zur Einsichtnahme zur Verfügung stehen.
Der Bgm. sagt, wenn dies gewünscht werde – man habe nichts zu verbergen und sich nur an das Gesetz gehalten.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
2.Vzbgm. Lang ersucht um eine kurze Pause.
Anm.: Es folgt eine Pause von 21.45 – 21.57 Uhr.
Pkt. 14.:
Grundsatzbeschluss für ein Zentrum für kulturschaffende Vereine, eine Musikschule und ein Jugendzentrum
GR Zarfl erinnert an die hitzigen Diskussionen der Vergangenheit und den Vorwurf, die Oppositionsparteien würden sich nur darin üben, zu kritisieren und hätten selbst keinen Vorschlag.
Man habe sich zusammengesetzt und versucht, Alternativen aufzutun.

Eine solche sei von Vorstandsmitglied Wiesenhofer im Gemeindevorstand schon einmal eingebracht worden. Mittlerweile sollte das Objekt seinen Informationen zufolge verkauft sein. Wer der neue Eigentümer ist, sei ihm nicht bekannt. Es gebe aber durchaus weitere attraktive Objekte in Lieboch, etwa das nachbarschaftliche Objekt der Feuerwehr.
Dadurch würden sich auch tolle Synergien ergeben können.

Daher stelle er den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, der Bgm. möge umgehend Verhandlungen mit den Grundstückseigentümern des Nachbarschaftsgrundstückes der Feuerwehr – er nehme an, dass dies nach wie vor die Fam. Strommer sei – aufnehmen.

Man sollte von diesem Grundstück jene Fläche requierieren, die notwendig sei, um ein Zentrum für kulturschaffende Vereine, eine Musikschule und ein Jugendzentrum errichten zu können.
Die Bedenken des Bgm. zu Beginn der GR-Sitzung über mangelnde Finanzierungsmöglichkeiten, seien in diesem Fall ausgeschlossen, da er ja selber ein Projekt einbringen wollte, dass nicht nur monatlich weit über € 10.000,00 Miete und Betriebskosten gekostet hätte, sondern darüber hinaus auch noch eine erquickliche Summe an Adaptierungskosten, die vor Bezug für die notwendige Nutzung aufgebracht hätte werden müssen.

Daher nehme er an, dass dafür auch nur das Geld umgeschichtet werden müsse und kein weiteren Mittel akquiriert werden müssen, so GR Zarfl.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 15.:
Gemeindemediengestaltung
GR Zarfl verweist auf die letzten Kulturausschuss-Sitzungen, bei denen er als Zuhörer teilgenommen habe. Dort habe es Diskussionen über die Medienpräsenz und –gestaltung der Marktgemeinde Lieboch gegeben. Von der heute abwesenden Obfrau, GR Koren, habe es in dieser Sitzung auf die Frage, warum dieses Thema so lange hinausgeschoben worden sei und nicht aufbereitet sei, die Wortmeldung gegeben, dass sie leider Gottes nicht soviel Zeit gehabt hätte das zu tun es wäre sehr umfangreich.
Daher seien Teile des Gemeinderates zu der Auffassung gekommen, dies direkt im Gemeinderat zu behandeln, wobei es mehrere Punkte gebe:

Zum einen die Präsentation auf der Homepage und in den Schriftmedien.

Es stehe, wie er glaube, dem Gemeinderat zu, sich durchaus auch vom Bgm. vertreten zu lassen. 

Wenn sich der Bgm. aber in einem gemeindeeigenen Medium dermaßen darstelle, als ob er ausschließlich derjenige sei, der in der Gemeinde die Dinge in der Hand habe und entscheide, dann könne man dies durchaus auch so machen, dass man sage, man mache ein Gruppenfoto des Gemeinderates, wie es in den meisten Gemeinden üblich sei und stelle sich als Gemeinderat komplett vor und stelle dies auf die Homepage.

Man nehme auch den Einsparungsgedanken des Bgm., den er heute schon mehrmals in den Mund genommen habe, zur Kenntnis und werde in Zukunft nur noch Aussendungen machen, die für die Gemeinde von Relevanz seien.
GR Zarfl zeigt ein kürzlich anlässlich des Wandertages (Nationalfeiertag) erschienenes Flugblatt der „Liebocher Nachrichten“, in der nach Meinung von GR Zarfl, Werbung für eine sozialistische Vorfeldorganisation gemacht worden sei. 
GR Zarfl meint, so sollte sich die Gemeinde nicht präsentieren – dass sich Vereine auf solchen Aussendungen mit ihren Veranstaltungen durchaus auch mit hinauf nehmen, sei bisher üblich gewesen und sei auch positiv, aber dass das der „Hauptaufmacher“ sei und der tatsächliche Grund, der von der Gemeinde organisierte Wandertag am 26. Oktober, eine Randnotiz am Ende der Rückseite darstelle, sei für seine Begriffe schlichtweg skandalös.
Er stelle daher auch den Antrag, dass solche Dinge für die Zukunft mittels GR-Beschluss verboten werden.
Weiters habe es viele Anmerkungen gegeben und er habe jahrelang darum gekämpft, dass es nicht sinnvoll sei, Gemeindemedien als Privatmedien zu betrachten.
Man habe es geschafft, eine Homepage, die durchaus gut strukturiert und in einem guten Entwicklungsstadium sei, zu präsentieren.
Gerade der Punkt „Aktuelles“, der für die Leute eine Art öffentliche Rubrik darstelle, sei wieder in die ehemalige Schiene „Bürgermeister – Jubelblatt“ abgeglitten.
Es gebe offensichtlich in Lieboch nur Veranstaltungen, wo der Bgm. teilnehme und die restlichen Organisationen, Vereine, Personen existieren nicht.

Er ersuche den Gemeinderat, dass dies wirklich als Gemeindeseite präsentiert werde und dies zu beschließen.

Darüber hinaus habe er gehört, dass zu diesem Thema noch andere Gemeinderäte, Vorschläge haben, so GR Zarfl.

GR Dipl.-Päd. Scherz meldet sich zu Wort und meint, was die Homepage www.lieboch.gv.at betreffe, habe er bei der letzten Kulturausschuss-Sitzung als Ersatzmitglied angesprochen, dass diese nicht aktuell sei. An diesem Tag seien zwei oder drei Einschaltungen, die eigentlich als Vorankündigungen für September gedacht waren, noch im Oktober veröffentlicht worden, der Rest sei eine Einschaltung für den Heizkostenzuschuss gewesen.

Dazu könnte er bei dieser Gelegenheit gleich anbieten, dass er die Rubrik „Aktuelles“ auf www.lieboch.gv.at mitmache, was natürlich als Firma etwas koste.
GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, er könnte dies in der Form, wie auf www.lieboch.com anbieten. Diese Seite gebe es bereits seit mehr als 10 Jahren und hier seien alle Informationen drauf. Das koste natürlich auch ihm sehr viel.

Er könne dies mit € 400,00 exkl. MwSt./Monat anbieten und wolle dies als Zusatzantrag zur Abstimmung bringen.

Er würde gerne anbieten, dass zwei oder drei Gemeinderatskollegen mit ihm zusammenarbeiten, so GR Dipl.-Päd. Scherz.
Der Bgm. sagt, es gebe dafür einen Ausschuss.

GR Dipl.-Päd. Scherz entgegnet, im Ausschuss sei zwei Jahre überhaupt nichts weitergegangen. Er könnte dies als Liebocher um diesen Preis anbieten. Es koste ihm auch sehr viel Geld.

Es gebe auch noch andere Firmen, die dies auch machen und teilweise sicher teurer seien. Diese müssten nach Lieboch fahren und werde das auf Dauer sicher nicht so funktionieren.

Der Bgm. meint, es wäre schon wichtig, dass Beiträge hereinkommen. Diese würde man auch auf die Homepage stellen – wenn aber keine kommen, könne man auch keine veröffentlichen.
GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, er habe immer wieder gesagt, es würden keine Beiträge hereinkommen. Es müsse jemand da sein, der als Privatfirma beauftragt werde, das zu machen, ansonsten werde das nie funktionieren.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs hält fest, dass alles, was sie an die Gemeinde weitergeleitet habe, auch veröffentlicht worden sei.

GR Mag. Marx, MBA, fragt, ob GR Dipl.-Päd. Scherz noch ein weiteres Anbot vorliege.

GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, es liege ihm noch ein weiteres Anbot mit € 500,00 vor und könne er auch dieses als Antrag einbringen. Er wisse aber nicht, ob dieses, teurere Anbot, sinnvoll sei.

Bgm. Pignitter sagt, das hieße also, dass GR Dipl.Päd. Scherz wieder zusätzlich eine Rechnung für ein paar Bilder schicken würde, so wie es früher immer gewesen sei. Das sei Geld, das umsonst hinausgeschmissen werde.

GR Dipl.-Päd. Scherz erklärt, würde seine Firma den Auftrag bekommen, werde er den Punkt „Aktuelles“ auf www.lieboch.gv.at sehr ähnlich gestalten, wie auf www.lieboch.com. 

Es könne jeder, der möchte, mitarbeiten oder man könne auch ein Team bilden, das sei ihm egal.

Sein Anliegen sei nur, www.lieboch.gv.at aktuell zu halten, weil so, wie es derzeit sei, würden Alle drüber lachen und das schon seit zwei Jahren.

Bgm. Pignitter berichtet, man habe im Gegenteil sogar positive Rückmeldungen bekommen und in letzter Zeit kein Problem gehabt.
GR Ing. Schelch meint, die Gestaltung sei in Ordnung, aber die Aktualität eine Katastrophe.

Der Bgm. erklärt, es müsse dann aber jemand fotografieren, man müsse auch die Artikel für die Berichte bekommen.
GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, gerade das sei ja die Arbeit.

Der Bgm. meint, das Thema sei, was man auf der Homepage haben wolle. Man könne alles hineinknallen, das würde man auch selbst zusammenbringen.

Frau Meixner-Gabath mache das nebenbei mit, es müsse aber nicht sein, wenn man es „abwürgen“ wolle.

2.Vzbgm. Lang sagt, er wolle es nicht abwürgen, aber Frau Meixner-Gabath sei mit 20 % teilzeitbeschäftigt und fragt, wie dies nebenbei mitgehen soll.

Der Bgm. erinnert, man habe auch in der Vergangenheit verschiedene Dinge, wie etwa die Aktualisierung der Termine für die Veranstaltungshalle und kleinen Turnsaal selbst gemacht, obwohl man extern gezahlt habe. Es sei also immer gezahlt worden und habe selbst die Arbeit gemacht.
Aber der Antrag von GR Dipl.-Päd. Scherz stehe, wobei er darauf hinweise, dass dieser für sich selbst einen Antrag gestellt habe und bei der Abstimmung nicht anwesend sein dürfe. Eigentlich dürfte GR Dipl.-Päd. Scherz auch bei der Diskussion nicht dabei sein – es gebe auch Richtlinien, so der Bgm.

VM Wiesenhofer sagt, er habe zu diesem TO-Punkt einen Zusatzantrag.
Er habe sich im Kulturausschuss schon sehr lange darum bemüht, eine Neulayoutierung der Gemeindemedien zu machen. Leider sei GR Koren heute nicht anwesend; er hätte gerne gehabt, dass sie das auch gehört hätte.
Man habe momentan die „Liebocher Nachrichten“, die Flugblätter und den Veranstaltungskalender und er habe seit mittlerweile einem dreiviertel Jahr betrieben, dass Unterlagen, die vor bereits 10 Monaten dem Gemeindevorstand zugänglich waren, einfließen.
Es sei erst bei der letzten Kulturausschuss-Sitzung möglich gewesen, diese Unterlagen im Ausschuss zu bekommen.

Jetzt sage er, man sollte diese Unterlagen im Gemeinderat, also einem anderen Gremium als den Kulturausschuss, durchschauen, damit der gesamte Gemeinderat Einblick habe und die Neulayoutierung in diesem Gremium durchführen.

Das sei sein Zusatzantrag, die Neulayoutierung werde nicht mehr im Kulturausschuss, sondern im Gemeinderat durchgeführt.

Als Leitlinie gebe es Arbeitsunterlagen der Agentur Wicher, die einfließen können, aber seiner Meinung nach nicht bindend seien, so VM Wiesenhofer.

Auf die Frage von GR Zarfl, woher die Unterlagen der Agentur Wicher stammen, sagt VM Wiesenhofer, es habe seines Wissens einen Vorstandsbeschluss zur Beauftragung der Studie  gegeben. Damals sei er aber noch nicht im Gemeindevorstand gewesen und daher die falsche Ansprechperson dafür, so VM Wiesenhofer.
2.Vzbgm. Lang teilt mit, es habe sich dabei um einen sog. „Markencheck“ der Marktgemeinde Lieboch und des Bürgermeisters und nicht des gesamten Gemeinderates, gehandelt.

Der Bgm. bezieht sich auf den Markencheck der Agentur Wicher und sagt, in der ÖVP-Zeitung sei mittlerweile der Spruch daraus „I steh auf Lieboch“ veröffentlicht worden. Er habe kein Problem damit, das könne man ruhig nehmen.
2.Vzbgm. Lang informiert, dieser gleiche sich zufällig, das sei keine Absicht. Er sei sicherlich nicht der „Abschreiberling“ einer SPÖ-Auftragsgeschichte.

Der Bgm. sagt, das sei vor 25 oder 26 Jahren schon einmal ein SPÖ-Slogan gewesen, aber angeblich sei dieser damals ohnehin nicht gut gelaufen sei.

2.Vzbgm. Lang verweist auf den von der SPÖ übernommenen ÖVP-Slogan „Vor Ort am Wort“, den die Landespartei vor 5 Jahren gehabt habe.

Der Bgm. meint, diesen Slogan habe die SPÖ schon lange gehabt.

2.Vzbgm. Lang ersucht zu diesem TO-Punkt um Sitzungsunterbrechung.

GR Zarfl fasst zusammen, es sei darum gegangen, dass der Gemeinderat gesamt als Repräsentationsorgan in den Gemeindemedien, sprich Gemeindezeitung und Homepage erscheint, weil es kein einziges gemeinsames Foto gebe.

Weiters müssten in Zukunft gemeindeeigene Informationen auf der Titelseite erscheinen, weil es dann „Liebocher Nachrichten“ seien und alles andere dürfe dann, womöglich auch gegen Entgelt aufgenommen werden, wenn es etwa Firmen gebe, die darauf werben wollen.

Ebenso sollen die Vereine auch weiterhin die Möglichkeit haben, ihre Nachrichten im kleinen Rahmen an die Bevölkerung zu bringen, aber dass man das Pferd verkehrt aufzäume, sei für ihn ein Skandal.
Der Bgm. sagt, das sei eine Ausnahme gewesen, man habe ansonsten immer auf der ersten Seite die Gemeindeinformationen veröffentlicht.

2.Vzbgm. Lang rät, die letzten Flugblätter anzusehen. Dann werde der Bgm. zu dem Ergebnis kommen, dass das nicht ganz stimme.

Der Bgm. meint, Frau Resch habe sich sehr bemüht.

GR Zarfl entgegnet, Frau Resch habe in dieser Sache sicherlich keine Entscheidungskompetenz.
2.Vzbgm. Lang fragt, ob man die letzten 10 bis 15 Aussendungen sehen könne, damit es nicht heiße, es habe sich um eine Einzelaktion gehandelt. Es sei vielmehr vom Bgm. schön öfter in diese Richtung gegangen, das werde jeder in Erinnerung haben.

VM Wiesenhofer sagt, ihm gehe es in seinem Antrag um die Neulayoutierung und wie man möglicherweise die „Liebocher Nachrichten“ und den Veranstaltungskalender und die Flugblätter neu gestalte.

GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, er habe auch ein Anbot eines Schülers, der sehr gut programmieren könne und dem er die Gestaltung des Menüpunktes „Aktuelles“ sehr wohl zutraue.
Er müsse den Auftrag nicht unbedingt selbst bekommen, da er genug Arbeit habe, das wolle er ganz klar sagen.

Da er es schon immer mache, Liebocher sei und sehr viel in Lieboch wisse, hätte er es gerne gemacht, so GR Dipl.-Päd. Scherz.

Das Anbot des Schülers, welches er auch noch austeilen wolle, sehe ein monatliches Honorar in der Höhe von € 500,00, auf Werkvertragsbasis, vor. Mehr könne er dazu nicht sagen, so GR Dipl.-Päd. Scherz.
Auf die Frage des Bgm. nach näheren Einzelheiten, erklärt GR Dipl.-Päd. Scherz, dass dieser Schüler fotografieren und mit den Vereinen Kontakt aufnehmen würde, so wie es sich gehöre.

Es gebe auch eine Kündigungszeit, wenn es nicht passen sollte.

Er biete sozusagen das Konkurrenzangebot mit an und schädige sich quasi damit selbst, aber das sei ihm egal, so GR Dipl.-Päd. Scherz.

GR Dipl.-Päd. Scherz habe sich noch nie selbst geschadet, so der Bgm.

Anm.: Es folgt eine Sitzungsunterbrechung von 22.25 bis 22.40 Uhr.

GR Zarfl sagt, aufgrund des Antrages von VM Wiesenhofer, der das Thema wesentlich breiter zurDiskussion stelle, breiter fasse und der, wie er glaube, vernünftig sei, ziehe er seine Anträge zurück.
Der Bgm. fragt, ob der Antrag von VM Wiesenhofer vorsehen, die Neulayoutierung nicht im Ausschuss, sondern im Gemeinderat zu behandeln. 

VM Wiesenhofer bejaht dies und meint, man werde dies sicherlich vorbereiten.
GR Dipl.-Päd. Scherz schließt sich GR Zarfl an und teilt mit, seine beiden Anträge ebenfalls zurückziehen zu wollen. Das heiße seinen eigenen Antrag, den er wirklich sehr gut gemeint habe und auch den Antrag des Herrn Kremsner. Er werde Herrn Kremsner dies mitteilen, weil es ganz einfach nicht gehe und es keinen Sinn habe, wenn man etwas gut meine und dann solche Äußerungen hören müsse. Ihm könne es eigentlich egal sein, da er sich ohnehin nur eine Konkurrenz geschaffen hätte. Er brauche das Geld ganz sicher nicht, es sei wirklich nur gut gemeint gewesen, das wolle er deutlich betonen. So habe er damit keine Arbeit und er sei froh, nicht noch mehr Arbeit zu haben, so GR Dipl.-Päd. Scherz.
Der Bgm. sagt, somit stehe der Antrag von VM Wiesenhofer, über welchen abzustimmen sei.

Für den Antrag von VM Wiesenhofer stimmen
Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler (SPÖ),
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR ÖkR KONRAD, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Der Stimme enthalten sich
GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Dipl.-Päd. Scherz und GR Warzinger (SPÖ).

Der Antrag wird somit beschlossen (15 Dafürstimmen : 5 Stimmenthaltungen).
Pkt. 16.:
Bahnhofstraße; Verordnung einer 30 km/h-Beschränkung
Der Bgm. erklärt, dass die Bahnhofstraße bisher als Vorrangstraße von der 30 km/h-Beschränkung ausgenommen war. Um auch auf der Bahnhofstraße eine 30 km/h-Beschränkung zu verordnen, muss demnach die geltende Verordnung über die erlaubte Höchstgeschwindigkeit auf Gemeindestraße vom 10.09.2002 geändert werden.

Daher verliest der Bgm. den vorliegenden Verordnungsentwurf und stellt den Antrag, diesen wie folgt zu beschließen:
„VERORDNUNG

des Gemeinderates der Marktgemeinde Lieboch vom 14.10.2009, mit dem die Verordnung über die erlaubte Höchstgeschwindigkeit auf Gemeindestraßen vom 10. September 2002 geändert wird:

A. a.) lautet nunmehr wie folgt:
„Daher sind folgende Vorrangstraßen davon ausgenommen:

LB 70 – Packer Straße

LB 76 – Radlstraße

L 336 – Hitzendorfer Straße

L 376 – Dobler Straße“

Diese Änderung tritt mit dem ihrer Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 17.:
Infoterminal; Festlegung der Werbeeinschaltungskosten
Der Bgm. informiert über die geplanten Werbeeinschaltungskosten für den Infoterminal vor dem Gemeindeamt, wie folgt:
· Bildschirm „Hochformat“ (46 Zoll)

ca. 1000 Einschaltungen a´ 10 – 12 Sekunden

Fileformat: 1360 x 768 Pixel

Bei Abschluss eines Jahresabos wird Ihnen ein Nachlass von 20% gewährt!

	Kosten
	Einschaltung ab:
	Einschaltdauer:

	€ 100,00/Monat
	
	


· Bildschirm „Querformat“ (26 Zoll)

ca. 1000 Einschaltungen a´ 10 – 12 Sekunden

Fileformat: 768 x 1360 Pixel

Bei Abschluss eines Jahresabos wird Ihnen ein Nachlass von 20% gewährt!

	Kosten
	Einschaltung ab:
	Einschaltdauer:

	€ 20,00/Woche
	
	


Bei Abschluss eines Jahresvertrages für Hoch- oder Querformat-Bildschirm ist die Werbung für die Laufschrift inklusive (ev. Ankündigung div. Aktionen oder Veranstaltungen).

· Bildschirm „Laufschrift“

	Kosten
	Einschaltung ab:
	Einschaltdauer:

	€ 15,00/Woche
	
	


Für die Spot-Ersterstellung bzw. Änderungen (4 Änderungen pro Jahr gratis!) wird ein Kostenbeitrag in der Höhe von € 30,00 pro Spot verrechnet.

Dateiformate: mpg, wmf, bmp, tif, jpg, png
Sämtliche Preise exklusive 5 % Werbeabgabe und 20 % Mehrwertsteuer.

Die Daten sollten fertig beigestellt werden.

GR Zarfl erkundigt sich, ob diese Preise auch für Vereine gelten bzw. ob an Ausnahmen gedacht sei.
Der Bgm. erklärt, man könne keine Ausnahmen machen.

GR Zarfl meint, er sei nicht gefragt worden, ob man den Terminal haben wolle und dieser sei auch nicht im Gemeinderat behandelt und daher auch nicht budgetiert worden.

Es sei ein sehr gefährlicher Vertrag mit einer Firma abgeschlossen worden, wobei man nicht einmal wisse, ob man mit dieser Firma noch einen Vertrag habe, weil sich diese Firma vertraglich das Recht vorbehalten habe, die Firma beliebig weiterzuveräußern, ohne dies dem Kunden mitzuteilen.
Daher wolle er sich an der weiteren Vorgangsweise auch nicht beteiligen, so GR Zarfl.

GR Mag. Marx, MBA, fragt, ob man hierzu auch den Mietvertrag sehen könne.

AL Mag. Marat informiert, dass die monatlichen Mietkosten exkl. MwSt. € 775,00 und die monatlichen Kosten für den „All-in-Wartungsvertrag“ exkl. MwSt. € 176,00 betragen.

Die monatlichen Kosten belaufen sich somit inkl. MwSt. € 1.141,20, wobei eine Laufzeit von 60 Monaten vereinbart wurde (Gesamtkosten somit inkl. MwSt. € 68.472,00).

Hierzu kommen noch die Stromkosten sowie die Kosten für den Internetanschluss.

GR Zarfl sagt, das sei ein höherer Betrag, als für die heute beschlossene Gratis-Kinderkrippe unter TO-Punkt 2.

Der Bgm. fragt, ob GR Zarfl ein Jahr mit fünf Jahren vergleiche.
GR Zarfl entgegnet, dem Bgm. sein ein Blechkasten wichtiger als ein Kind.

Er gehe davon aus, dass diese Regelung nicht alle in Anspruch nehmen würden, aber es werde vielleicht Notsituationen von Eltern geben.
1.Vzbgm. Grinschgl verwehrt sich gegen diesen Vergleich. Wenn man Kinder mit Werbeeinnahmen vergleiche, könne man alles miteinander vergleichen.

GR Dipl.-Päd. Scherz sagt, man spreche von € 15.000,00/Jahr 

Er hätte die Homepage mit € 400,00/Monat angeboten. Wenn er dies mit den Werbeeinschaltungskosten vergleiche, belaufen sich diese für 3 Stunden im Monat auf € 100,00 exkl. MwSt. - das mache kein Mensch, so GR Dipl.-Päd. Scherz.
In Gleisdorf funktioniere es bestens. Dort seien mittlerweile 3 Geräte aufgestellt. Das vor dem Gemeindeamt installierte Gerät sei eine etwas abgespeckte Version, so der Bgm.
GR Mag. Hirschmugl-Fuchs sagt, sie finde die Preise sehr moderat.
GR Dipl.-Päd. Scherz entgegen meint, für hochgerechnet 3 Stunden Werbezeit/Monat zahle niemand € 100,00.

Bgm. Pignitter meint, in Gleisdorf seien die Terminals voll ausgelastet, obwohl es dort höhere Einschaltungskosten gebe. GR Dipl.-Päd. Scherz habe vor einigen Jahren um damals € 5.000,00 einen Werbeständer vermitteln wollen, für den man schon ein Plateau betoniert gehabt hätte.

Schlussendlich sei das vorgesehene Budget in einen anderen Bereich umgelenkt worden, weil GR Dipl.-Päd. Scherz den Werbeständer nicht gebracht habe, so der Bgm. 

GR Dipl.-Päd. Scherz entgegnet, für die Aufstellung des Werbeständers hätte die Gemeinde Geld bekommen.
Der Bgm. erklärt, die Gemeinde habe nichts bekommen, sondern € 5.000,00 an GR Dipl.-Päd. Scherz für dessen Veranstaltungen bezahlt. Das tue ihm heute noch leid, so der Bgm.
2.Vzbgm. Lang sagt, es gehe ihm um die Gesamtsituation. In der Überschrift seien die Gewerbetreibenden angesprochen und fragt, ob es für sonst jemanden noch Angebote gebe oder ausschließlich Liebocher Firmen betreffe.
Der Bgm. meint, man habe prinzipiell eher nur die Firmen vorgesehen, könne dies aber auf alle, die dafür bezahlen, ausweiten.
2.Vzbgm. Lang ist der Ansicht, man sollte sich schon auf die Firmen beschränken.

Bgm. Pignitter schlägt vor, auch für Vereinen die Möglichkeit einer entgeltlichen Einschaltung vorzusehen.

2.Vzbgm. Lang sagt, damit könne er sich auch anfreunden, aber für politische Gruppierungen könne er sich nicht anfreunden. Dies könne man überhaupt ausschließen, so 2.Vzbgm. Lang.

Der Bgm. sagt, das treffe ohnehin alle. Wenn die Gemeinde das Geld nicht haben wolle, sei es ihm recht.

2.Vzbgm. Lang meint, bei den Situationen, wie sie sich in den letzten Jahren dargestellt hätten, sei es gescheiter so.

GR Zarfl verweist darauf, dass man den Terminal ansonsten ohnehin an jedem Wahltag abschalten müsste.
Dies wäre kein Problem und könne so programmiert werden. Wer weiß, was sich nach dem Wahltag ausschalte, so der Bgm.

2.Vzbgm. Lang sagt, man werde ja aufgrund der Erfahrungswerte nach einer gewissen Zeit sehen, ob sich der Terminal rechne oder nicht.
Der Bgm. meint, die Auflagen könnten vielleicht auch einmal dahingehend geändert werden, dass man den potentiellen Kundenkreis erweitere. 

Das Angebot beschränke sich sowieso nur auf Liebocher Firmen – man werde diesen keine Konkurrenz machen und andere Betriebe außerhalb von Lieboch bewerben.
GR Zarfl sagt, dies sei positiv.

GR Paar fragt, ob die Gemeinde aus dem Vertrag auch vorzeitig aussteigen könne.
AL Mag. Marat erklärt, der Vertrag laufe grundsätzlich 60 Monate, wobei es auch Kündigungsgründe gebe, wie etwa nicht durchgeführte Störungsbehebungen innerhalb von 10 Tagen oder wenn der Terminal mehr als 25 Tage/Jahr nicht funktionstüchtig ist.

Bei Vorliegen dieser Gründe wäre die Gemeinde zu einer sofortigen Kündigung des Mietvertrages berechtigt.
Die 5-hährige Laufzeit sei die Bürde für den Gemeinderat. Dies wolle er nicht als Diktat sehen, so 2.Vzbgm. Lang.
2.Vzbgm. Lang stellt im Anschluss den Zusatzantrag, die Einschaltung den Liebocher Gewerbetreibenden und Liebocher Vereinen vorzubehalten, jedoch ohne politische Gruppierungen.
Es bestehe ansonsten grundsätzlich die Situation, dass es da wieder kleine unterschiedliche Auffassungen geben könnte, so 2.Vzbgm. Lang.

Für den Antrag von 2.Vzbgm. Lang stimmen
Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler, GR Dipl.-Päd. Scherz und GR Warzinger (SPÖ),
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Dagegen stimmt GR ÖkR KONRAD (ÖVP).
Der Antrag wird somit beschlossen (19 Dafürstimmen : 1 Gegenstimme).
Der Bgm. stellt den Antrag, die anfangs vorgestellten Werbeeinschaltungskosten zu beschließen
Für den Antrag des Bgm. stimmen
Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler, GR Dipl.-Päd. Scherz und GR Warzinger (SPÖ),
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR Paar, GR Ing. Schelch, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Mag. Hirschmugl-Fuchs, GR Mag. Marx, MBA (Die Grünen Lieboch) und GR Zarfl (FPÖ).
Dagegen stimmt GR ÖkR KONRAD (ÖVP).
Der Antrag wird somit beschlossen (19 Dafürstimmen : 1 Gegenstimme).
2.Vzbgm. Lang meint, auch wenn dies unangenehme Entscheidungen seien, müsse man damit schauen, dass man das Geld hereinbringe – obwohl es aus seiner Sicht keine durchdachte Lösung gewesen sei.
Bgm. Pignitter sagt, es sei interessant, dass so viele ÖVP-Gemeinden das sehr wohl als durchdacht sehen würden – Gleisdorf sei, wie er glaube, von der ÖVP-Fraktion besetzt.
2.Vzbgm. Lang entgegnet, es sei ja nicht einmal gesagt worden, wer zusammengesessen und diese Preiskalkulation gemacht habe.
Der Bgm. antwortet, dies sei von der Herstellerfirma und der Gemeinde Gleisdorf übernommen worden, wobei man die Tarife vereinfacht habe, ansonsten wäre die Abwicklung zu kompliziert.

Frau Meixner-Gabath habe die Preisliste zusammengeschrieben und im Gemeindevorstand habe man dies bereits behandelt.

Dort sei noch keine Preisgestaltung vorgelegen, so 2.Vzbgm. Lang.

Pkt. 18.:
a.) Altstoffsammelzentrum Lannach; Festlegung eines Mischpreises (€ 0,22/kg) für angelieferte Mehrmengen über 120 kg/Jahr pro Haushalt

Der Bgm. erklärt, der Mischpreis in der Höhe von € 0,22/kg inkl. MwSt. für angelieferte Mehrmengen über 120 kg/Jahr sei mit den anderen GEKO-Gemeinden inhaltlich abgesprochen, wobei es unterschiedliche Verrechnungssysteme gebe.
Die Gemeinde Zwaring-Pöls allerdings habe ein anderes System, hier finde zweimal jährlich eine Sperrmüllabfuhr statt, außerdem gelten dort andere Freigrenzen.
Dobl habe auch einen Mischpreis in der Höhe von 0,22/kg, in Lannach werde überhaupt jedes Kilogramm, ohne Mischpreis und Freimenge, verrechnet.
2.Vzbgm. Lang meint, es werden sich viele Bürger über eine Nachverrechnung freuen dürfen.
Der Bgm. sagt, er werde auch eine solche bekommen.
Die Überlegung werde sein, ob man es in Zukunft so mache, wie es viele andere Gemeinden tun wollen und die Verrechnung gleich direkt vor Ort im ASZ Lannach abzuwickeln.
Er habe sich auch eine Bürgerkarte überlegt, diese sei aber extrem aufwendig.

GR Paar meint, sie finde eine Direktverrechnung ebenfalls gescheiter, wenn man sich den personellen Aufwand ansehe, der mit der Verrechnung einhergeht.

Der Bgm. informiert, dass sich der Mischpreis aus den wichtigsten Fraktionen, die hauptsächlich angeliefert werden, zusammensetzt.

Im Rahmen der Gemeindekooperation sei man auf keinen gemeinsamen Nenner hinsichtlich einer einheitlichen Verrechnungsweise gekommen. Die Anlieferung im ASZ Lannach habe sich bestens bewährt, die im Wirtschaftshof angelieferten Tonnagen hätten sich gewaltig reduziert.

Das Einfachste wäre wirklich, jede angelieferte Fraktion in Zukunft direkt im ASZ Lannach zu bezahlen, dies wäre besser als eine Nachverrechnung, so der Bgm.

2.Vzbgm. Lang meint, 0,22/kg seien auch nicht wenig.

Der Bgm. sagt, es gebe Einige, die das ganze Jahr nichts anliefern und bisher hätten diese trotzdem für andere Bürger, die ganze Traktorfuhren gebracht haben, mitgezahlt.

2.Vzbgm. Lang sagt, die Freimenge von 120 kg sei rasch erschöpft und fragt, bis wann mit den Nachverrechnungen zu rechnen sein werde.

Der Bgm. erklärt, man wolle zuerst das erste Halbjahr verrechnen und danach getrennt das zweite Halbjahr.
GR ÖkR KONRAD äußert die Meinung, es müsse immer ein Mischpreis verhandelt werden, damit im ASZ Lannach nicht einfach willkürlich verrechnet werden könne.
Bgm. Pignitter sagt, der Mischpreis habe sich unter Beachtung der wichtigsten Fraktionen herauskristallisiert. Es gebe Fraktionen, die wesentlich mehr und manche, die auch weniger als 0,22/kg kosten.
Im Anschluss stellt der Bgm. den Antrag, den Mischpreis mit € 0,22/kg inkl. MwSt. für angelieferte Mehrmengen über 120 kg/Jahr festzulegen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

b.) Änderung der Müllabfuhrordnung

Der Bgm. stellt den Antrag, die Müllabfuhrordnung aufgrund der Festlegung des Mischpreises zu ändern, wie folgt:
„VERORDNUNG

des Gemeinderates der Marktgemeinde Lieboch vom 14.10.2009, mit welcher die Müllabfuhrordnung vom 01.01.2006, in der geltenden Fassung vom 01.01.2009 wie folgt geändert wird:

§ 5 (4) lautet nunmehr wir folgt:

1. Sperrmüll, Problemstoffe und andere wieder verwertbare Materialien sind vom jeweiligen Besitzer/von der jeweiligen Besitzerin im Regionalen Altstoffsammelzentrum Lannach, Industriestraße 16, 8502 Lannach, Montag bis Freitag in der Zeit von 07.00 bis 16.00 Uhr abzugeben.

2. Kleinmengen der o.a. Fraktionen (maximal 2-3 Kübel) können an den von der Gemeinde festzusetzenden Zeiten im Wirtschaftshof der Marktgemeinde Lieboch, H.- Thalhammer-Straße 19 abgegeben werden.

§ 16 (1) Ziffer 3 lautet wie folgt:

Die Abgabe von Sperrmüll, Problemstoffen und anderen wiederverwertbaren Materialien in Kleinmengen gem. § 5 Abs. 4 Ziffer 2 ist im Wirtschaftshof der Marktgemeinde Lieboch kostenlos.

Die Abgabe von Sperrmüll, Problemstoffen und anderen wieder verwertbaren Materialien gem. § 5 Abs. 4 Ziffer 1 im Altsstoffsammelzentrum Lannach ist bis zu einem Gewicht von 120 kg kostenlos.

Nach Erreichen der Freimenge von 120 kg, werden dem jeweiligen Besitzer/der jeweiligen Besitzerin, pro weiteren angelieferten Kilogramm ein Mischpreis von € 0,22 von der Marktgemeinde Lieboch verrechnet. 

Davon ausgenommen ist Bauschutt, für dessen Entsorgung die Kosten direkt im Altstoffsammelzentrum Lannach in bar zu entrichten sind.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Änderung tritt rückwirkend mit 01.01.2009 in Kraft.“
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Pkt. 19.:
Übernahme in das öffentliche Gut; Jägerweg, Gst. 439/13 (~ 295 m²)
Der Bgm. stellt den Antrag, das neu vermessene Weggrundstück 439/13 der KG Lieboch in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Lieboch zu übernehmen und dem Gemeingebrauch zu widmen.
Im Anschluss erklärt der Bgm. anhand des Lageplans, welcher mittels Beamer an die Bildwand projiziert wird, die Zufahrtssituation.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Beschlussfassung des Gemeinderates für die

Marktgemeinde Lieboch Orts- und Infrastrukturentwicklungs-KEG:

20.:
Änderung des Firmenwortlautes von:

„Marktgemeinde Lieboch Orts- und Infrastrukturentwicklungs Kommanditerwerbsgesellschaft“ auf:
„Marktgemeinde Lieboch Orts- und Infrastrukturentwicklungs-Kommanditgesellschaft“

§ 907 Abs 4 Z 2 UGB sieht vor, dass eingetragene Personengesellschaften spätestens am 1. Jänner 2010 im Geschäftsverkehr ihrer Firma die in § 19 Abs 1 Z 2 und 3 in der Fassung des HaRÄG BGBl Nr. 120/2005 bezeichneten Rechtsformzusätze beizufügen und die Änderung zur Eintragung ins Firmenbuch anzumelden zu haben.

Der Gemeinderat als Gesellschafter müsste daher demnach beschließen, den Firmenwortlaut von Marktgemeinde Lieboch Orts- und Infrastrukturentwicklungs-Kommanditerwerbsgesellschaft auf Marktgemeinde Lieboch Orts- und Infrastrukturentwicklungs-Kommanditgesellschaft zu ändern.

GR Zarfl sagt, der derzeitige Gesellschaftsvertrag der KEG sehe, entgegen der gültigen Gesetzeslage, nach der der Kommanditist mit der Höhe der Einlage hafte, keine solche Haftung vor. 
Dies müsste auch so im Gesellschaftsvertrag stehen.
AL Mag. Marat erklärt, die Änderung des Firmenwortlautes sei im UGB vorgesehen, die von GR Zarfl angesprochene Haftung des Kommanditisten müsste gesondert geprüft werden.
2.Vzbgm. Lang schlägt vor, den TO-Punkt abzusetzen und auf die nächste Sitzung zu verschieben.
Der Bgm. schließt sich dem Vorschlag an und stellt den Antrag, den TO-Punkt bis zur Klärung abzusetzen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
21.:
Fa. Hali Büromöbel GmbH; Kauf Büroausstattung (Finanzreferat); Nachbeschluss
Bei der Fa. Hali Büromöbel GmbH Graz, wurden für das Finanzreferat Büromöbel (diverse Schrankmöbel) im Wert von brutto € 2.578,10 (netto € 2.148,42) bestellt.

Da für die Haushaltsstelle „Amtsausstattung“ gem. Voranschlag 2009 € 1.000,00 vorgesehen sind, und diese Anschaffung somit eine überplanmäßige Ausgabe darstellt, ist ein Beschluss des Gemeinderates vonnöten.

2.Vzbgm. Lang fragt, ob ein Nachtragsvoranschlag notwendig sei und von welcher Voranschlagsstelle dieser Betrag abgezogen worden sei.
Der Bgm. sagt, es sei deswegen kein Nachtragsvoranschlag nötig, die Büromöbel seien bereits bezahlt worden, von welcher Voranschlagsstelle wisse er nicht – dies könne bei Frau Gerl nachgefragt werden.
Der Bgm. stellt den Antrag, den Ankauf nachträglich zu beschließen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
22.:
Straßenmarkiergerät Gemeinde Attendorf; Strichliereinrichtung – Übernahme eines aliquoten Kostenanteils (32, 5 %) in der Höhe von € 2.229,08 inkl. MwSt.
Anm.: GR Mag. Marx, MBA, verlässt den Sitzungssaal.

Die Marktgemeinde Lieboch hat sich 2006 an der Anschaffung eines Straßenmarkiergerätes zur gemeinsamen Nutzung mit der Gemeinde Attendorf und Haselsdorf-Tobelbad beteiligt.

Jetzt soll das Gerät mit einer automatischen „Strichliereinrichtung“ nachgerüstet werden. 

Seitens der Gemeinde Attendorf erging daher die Anfrage, ob sich die Marktgemeinde Lieboch im selben Verhältnis (32,50 % - € 2.229,08 inkl. MwSt.) an den Gesamtkosten gem. des vorliegenden Kostenvoranschlages Nr. 21702/2009 der Fa. Alpenländische Schilderfabrik – DI Peterheinz Gebell, beteiligt.

Der Bgm. stellt den Antrag, diesen aliquoten Kostenanteil zu beschließen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen (ohne den nicht anwesenden GR Mag. Marx, MBA).
23.:
EDV-Anlagen neu; Marktgemeindeamt und Volksschule Lieboch


Mietvertrag mit der Fa. Comm-Unity Lannach
Anm.: GR Mag. Marx, MBA, nimmt wieder an der Sitzung teil.

AL-Stv. Schreiner berichtet zu diesem TO-Punkt, dass die im Marktgemeindeamt Lieboch verwendete EDV-Ausstattung bis auf wenige Ausnahmen bereits 7 Jahre alt und damit aufgrund der sich ständig entwickelnden Software, die sehr leistungsstarke Hardware voraussetzt, bereits stark veraltet ist.

In der Volksschule Lieboch sind ebenfalls veraltete PCs (Ausnahme Server) im Einsatz, wobei hier die ältesten Geräte weit über 10 Jahre alt sind und zudem auch keine einheitliche Systemumgebung vorhanden ist.

Seitens der Fa. Comm-Unity wurde daher ein Anbot auf Mietbasis - „rent your technology“ eingeholt. Hierbei werden unterschiedliche Arbeitsplatzkategorien geboten, u.a. mit folgenden Vorteilen:

· Idente Systemumgebung bei allen Rechnern

· Garantierte Wiederherstellungszeit bei Störungen (max. 2 Werktage bei Ausfall des Arbeitsplatzes)

· Regemäßige Updates der Gemeindesoftware, der Officeanwendungen und des Betriebssystems (Updates und Patches)

· Technische Hotline (telefonisch, Fernwartung)

· Wiederkehrende Beratung

· Fixe monatliche Beträge

· Garantierter Tausch der einzelnen Arbeitsplätze spätestens 60 Monate nach Werkslieferung

· Keine Mindestvertragslaufzeit (Kündigung unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungszeit zum Quartalsende jederzeit möglich)
· Ein Wechsel zwischen den Arbeitsplatzkategorien ist jederzeit möglich

Nähere Einzelheiten sind dem vorliegenden Anbot der Fa. Comm-Unity Lannach vom 13.08.2009 zu entnehmen.

Für die EDV-Ausstattung der Marktgemeinde Lieboch und Volksschule Lieboch (unter Berücksichtigung der noch verwendbaren 8 Altgeräte aus dem Jahr 2005) ergeben sich folgende errechnete Kosten:

Marktgemeinde Lieboch – 13 Arbeitsplätze inkl. Server:

Gesamtinvestition in 4 Jahren:


€ 40.569,60 exkl. MwSt.

Gesamtinvestition pro Monat:


€      845,20 exkl. MwSt.

Preis pro Arbeitsplatz/Monat inkl. Serveranteil:
€        65,02 exkl. MwSt.

Volksschule Lieboch – 28 Arbeitsplätze inkl. Server:

Gesamtinvestition in 4 Jahren:


€ 65.088,00 exkl. MwSt.

Gesamtinvestition pro Monat:


€   1.356,00 exkl. MwSt.

Preis pro Arbeitsplatz/Monat inkl. Serveranteil:
€        48,43 exkl. MwSt.

2.Vzbgm.Lang meint, er fände es im Zuge der Modernisierung auch sinnvoll, einen weiteren Schritt zu setzen und er fange mit einem kleinen Teil an.
Damit die interne Kommunikation rascher vonstatten gehe, sollten für den Gemeindevorstand weitere 5 Notebooks angemietet werden.

Der nächste Schritt wäre dann, auch den Gemeinderat damit auszustatten.

In der Menge komme dies viel günstiger und auch die Kommunikation wäre einfacher.

Dies sei sein Antrag zur Modernisierung der Gemeinde, so 2.Vzbgm. Lang.
Der Bgm. sagt, da er ohnehin einen Arbeitsplatz in der Gemeinde habe, würde dieser bereits wegfallen.
GK Blümel fragt, womit man diese Mehrkosten bezahlen solle. Sie finde dies für nicht notwendig.

2.Vzbgm. Lang meint, er sei anderer Meinung; gerade für GK Blümel wäre dies in Hinblick auf das Rechnungswesen ideal.

Der Bgm. fragt 2.Vzbgm. Lang, ob dieser daran denke, das Notebook mit nach Hause zu nehmen.

2.Vzbgm. Lang antwortet, dies sei nicht notwendig, er könne auch vor Ort damit arbeiten, man könne seinen Antrag auch auf Büroräumlichkeiten erweitern, wenn der Bgm. dies wünsche.

Der Bgm. wolle nur keine Modernisierung haben, es gehöre auch der Gemeinderat modernisiert, damit alles einfacher werde, so 2.Vzbgm. Lang.

Er halte nichts davon, man sei bisher in der Kommunikation gut zusammen gekommen und dies sei nur ein zusätzlicher Kostenfaktor, so der Bgm.

Wenn er dies auf den Terminal umrechne, sei der Kostenfaktor minimal, so 2.Vzbgm. Lang.

Er gehe immer davon aus, dass der Terminal effizient vermarktet werde und für die Gemeinde keine Kosten entstünden, so der Bgm.

1.Vzbgm. Grinschgl sagt, er verstehe nicht, dass die ÖVP immer auf den Terminal zurückkomme. Dieser sei im Gemeindevorstand von der ÖVP mitbeschlossen worden.

VM Wiesenhofer meint, so könne man wenigstens mitreden und daher könne man auch darüber reden.

2.Vzbgm. Lang fügt hinzu, dass ein Gegenstimmen durch die SPÖ-Mehrheit im Gemeindevorstand ohnehin nichts genützt hätte.
GR Zarfl sagt, er fände den Antrag grundsätzlich gut. Dies würde generell zu der Aufbereitung der medialen Kommunikation in der Gemeinde dazupassen, wenn man die Unterlagen gleich auf das Notebook bekomme, aber vielleicht lasse man das derzeit besser.
2.Vzbgm. Lang meint, man könne die Entscheidung auch dem neuen Gemeinderat überlassen, er habe damit kein Problem. Es sei ja nur eine Anregung, darüber nachzudenken.
Der Bgm. sagt, man werde das in einer der nächsten Gemeindevorstandssitzungen praktizieren und die Notebooks hinstellen und schauen, was jeder damit mache. Das hieße, man müsste alle Notebooks ins Netzwerk einbinden.

1.Vzbgm. Grinschgl meint, es sei dann auch eine Computerschulung für die Vorstandsmitglieder nötig.

Der Bgm. sagt, es sei für ihn nicht denkbar, anstatt zu kommunizieren, in den Laptop zu schauen und fragt, ob 2.Vzbgm. Lang auf seinen Antrag bestehe.
2.Vzbgm. Lang sagt, der Antrag sei nicht schlecht und er bleibe dabei.
Für den Antrag von 2.Vzbgm. Lang stimmen
2.Vzbgm. Lang, GR Dipl. Tzt. Aichholzer, GR ÖkR KONRAD, GR Paar, GR Tengg, VM Wiesenhofer (ÖVP), GR Mag. Marx, MBA und GR Zarfl (FPÖ).
Dagegen stimmen

Bgm. Pignitter, 1.Vzbgm. Grinschgl, GK Blümel, GR Horwath, GR Helene Marx, GR Posch-Zlöbl, GR Anna Riegler, GR Werner Riegler, GR Dipl.-Päd. Scherz und GR Warzinger (SPÖ).

Der Stimme enthalten sich

GR Ing. Schelch (ÖVP) und GR Mag. Hirschmugl-Fuchs (Die Grünen Lieboch).

Der Antrag wird somit abgelehnt (8 Dafürstimmen : 10 Gegenstimmen : 2 Stimmenthaltungen).
Der Bgm. meint, es sei deswegen nicht ausgeschlossen, dass der Antrag zukünftig umgesetzt werden könne. Er glaube, man sollte zum jetzigen Zeitpunkt Wichtigeres machen.
Der Bgm. stellt den Antrag, dem Mietvertrag mit der Fa. Comm-Unity in vorliegender Form zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
24.:
Telefonanlage; Mietvertrag inkl. Servicevertrag, Upgrade und neue Apparate 
(7-Jahresvariante – monatliche Miete € 214,00)
AL Mag. Marat berichtet, die derzeitige monatliche Miete für die bestehende Telefonanlage im Gemeindeamt beträgt € 592,67 inkl. MwSt. und konnte aufgrund des Auslaufens des bestehenden Mietvertrages mit der Fa. NextiraOne Austria GmbH ein deutlich günstigerer monatlicher Mietpreis in der Höhe von € 214,00 exkl. MwSt. (€ 256,80 inkl. MwSt.), Laufzeit 7 Jahre (Mietvertragsentwurf liegt vor), verhandelt werden.
Der bestehende Mietvertrag wird mit Installationstermin einvernehmlich aufgelöst.

Ein Gegenangebot der Fa. Telekom Austria AG lag deutlich über dem der Fa. NextIraOne Austria GmbH.
Der Bgm. stellt den Antrag, dem Mietvertrag mit der NextIraOne GmbH Austria in vorliegender Form zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
25.:
„Breaking the Silence“ – Jugendkonzert; Ansuchen um Unterstützung
Der Bgm. verweist auf das Ansuchen der Konzertveranstalter, die um Unterstützung des Jugendkonzertes „Breaking the Silence“ Vol. III, welches am 26.09.2009 stattgefunden hat, wie folgt ersuchen:
· Kostenlose Benützung der Veranstaltungshalle Lieboch inkl. Bühnenelemente

· Finanzieller Beitrag zur Abdeckung diverser Ausgaben wie Tontechniker, Sicherheitsleute, Werbung (Flyer drucken) etc.

· Kostenlose Werbung in den Liebocher Nachrichten

Im Vorjahr wurden € 500,00, zusätzlich zur kostenlosen Benützung der Veranstaltungshalle subventioniert.

Bei der Voranschlagsstelle 1/381000/768000 (Maßnahmen der Kulturpflege) wurden € 7.000,00 veranschlagt und, bisher € 3.685,40 ausbezahlt, Rest somit € 3.314,60.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs meint, man könne für solche Jugendaktivitäten auch gesondert beim Land ansuchen.

1.Vzbgm. Grinschgl sagt, er habe diesbezüglich vor einigen Jahren schon einmal nachgefragt. Für ein ausschließliches Konzert gebe es keine Landesförderung.

VM Wiesenhofer meldet sich zu Wort und sagt, es sei dies das dritte „Breaking the Silence“-Konzert gewesen, wobei die beiden ersten Förderansuchen immer im Kulturausschuss behandelt worden seien.

Er habe daher die Frage, warum diesmal der Weg über den Gemeindevorstand in den Gemeinderat gewählt worden sei.
AL Mag. Marat erklärt, der Gemeindevorstand sei nicht für Subventionen zuständig, der Ausschuss könne keine Beschlüsse fassen und aufgrund dessen sei der Punkt im Gemeinderat.

VM Wiesenhofer fragt, warum der Punkt gleich im Gemeindevorstand gewesen sei, ohne vorher den Kulturausschuss passiert zu haben.

AL Mag. Marat informiert, grundsätzlich würde es dorthin gehören, der Gemeindevorstand habe aber Kleinigkeiten – nicht völlig rechtsrichtig – beschlossen, um den Gemeinderat zu entlasten.

Jetzt sei man mit der Befassung des Gemeinderates auf der absolut rechtsrichtigen Seite.

GR Zarfl sagt, der Ausschuss könnte die Dinge antragsreif vorbereiten.

Bgm. Pignitter fragt, was hierbei vorzubereiten sei, wenn der Antrag stehe, die Gemeinde möge einen Kostenzuschuss tätigen – entscheiden müsse wieder der Gemeinderat.

VM Wiesenhofer zeigt sich verwundert, warum die ersten beiden Male im Kulturausschuss behandelt worden seien, wenn es dort nichts verloren habe.

Der Bgm. meint, anfangs sei es um die Grundsatzdebatte gegangen, ob das Konzert unterstützt werde oder nicht. Mittlerweile sei es aber eine Routinesache geworden, über die man im Ausschuss nicht mehr lange diskutieren müsse.

Der Bgm. stellt den Antrag, dem Förderansuchen in der vorliegenden Form zu entsprechen und darüber hinaus einen Kostenzuschuss in der Höhe von € 500,00 zu genehmigen.

Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
26.:
Zuschuss zur Nikolozugfahrt der Steir. Eisenbahnfreunde am 05.12.2009 nach Deutschlandsberg
Der Bgm. informiert, man habe im Vorjahr anlässlich der Nikolozugfahrt bereits einen Kostenzuschuss in der Höhe von € 500,00 an die Steirischen Eisenbahnfreunde geleistet.

Im heurigen Jahr sei eine Fahrt mit dem sog. „Roten Blitz“ vom Graz-Köflacher-Bahnhof nach Lieboch und weiter nach Köflach vorgesehen.

Die Geschenke an die Kinder würden in Köflach verteilt und anschließend sei die Retourfahrt geplant.

Man habe diese Aktion auch immer mittels LN-Flugblatt beworben.

Bgm. Pignitter stellt den Antrag, auch im heurigen Jahr einen Kostenzuschuss in der Höhe von 
€ 500,00 zu gewähren.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
27.:
Franz u. Roswitha Stadler; Auskunftsbegehren gem. Stmk. Auskunftspflichtgesetz, LGBl. Nr. 73/1990
Der Bgm. verweist auf das vorliegende Auskunftsbegehren gem. Stmk. Auskunftspflichtgesetz, LGBl. Nr. 73/1990 der Ehegatten Franz und Roswitha Stadler vom 28.07.2009, welches auch allen Fraktionen zugegangen sei.
Anm.: Im Anschluss werden einige Besprechungsprotokolle auszugsweise an die Bildwand projiziert, die auch allen Fraktionen zugegangen sind.
Der Bgm. stellt fest, dass alle Gemeinderäte informiert seien und zudem die Unterlagen über den Ablauf der Mediation an den gesamten Gemeinderat übermittelt worden seien.
Daher sei das Auskunftsbegehren der Ehegatten Stadler (Anm.: der Gemeinderat möge diese Auskunft erteilen, ob und inwieweit er über die Ergebnisse dieser Gespräche informiert worden ist bzw. darüber Kenntnis besitzt, er möge auch darüber Auskunft geben, ob der seinerzeitige GR-Beschluss bezüglich Verhandlungsgespräche aufrecht ist und ob dieses Gremium zur Fortführung der Gespräche gewillt ist) für ihn verwunderlich.

Der Bgm. schlägt vor, den Bericht der Plattform „Sport und Bewegung Lieboch“ an den Gemeinderat abzuwarten.
GR Zarfl sagt, dann müsse man aber der Plattform eine Frist stellen.

Mit Verweis auf das letzte Fraktionsführergespräch im Beisein von Herrn Stadler äußert der Bgm. die Ansicht, der Schlussakzent sei der gewesen, dass Herr Stadler den geforderten Betrag als unverhandelbar dargestellt habe.

ÖkR KONRAD meint, das sei überhaupt nicht so. Der Bgm. sei gar nie bereit gewesen, irgendetwas Näheres zu sagen. Er sei selbst dabei gewesen, aber es sei egal.

2.Vzbgm. Lang weist darauf hin, dass nicht alles im öffentlichen Teil abzuhandeln sei.

Bgm. Pignitter entgegnet, der TO-Punkt sei als öffentlicher Punkt beantragt worden. Dann müsse man auch über alles reden.

GR Mag. Hirschmugl-Fuchs appelliert daran, nicht das ganze Protokoll vom 27.08.2009 im öffentlichen Teil zu zeigen.
Der Bgm. ersucht, den Schlussteil der Besprechung vom 27.08.2009 einzublenden.

Die öffentliche Sitzung habe sich eigentlich nur auf das Auskunftsbegehren bezogen, so 2.Vzbgm. Lang.

Er könne nicht über einen Punkt abstimmen, wenn er nicht die vollständigen Unterlagen habe, so 1.Vzbgm. Grinschgl.

GR Mag. Marx, MBA, regt an, in der nächsten GR-Sitzung einen TO-Punkt für den Bericht der Bürgerplattform vorzusehen.

Der Bgm. sagt, dies habe er bereits angesprochen, man könne die Plattform aber nicht zwingen.

GR Zarfl meint, man könne nicht ewig warten, ob ein Bericht abgegeben werden oder nicht.

Er stelle daher den Antrag, die Plattform aufzufordern, umgehend, da ohnehin bereits eine Fristverlängerung von über 3 Monaten vorliege, ihren Bericht an den Gemeinderat abzugeben.

Darüber hinaus sei die Behandlung des Berichtes auf die nächste GR-Sitzung aufzunehmen und den Ehegatten Stadler in Beantwortung Ihres Auskunftsbegehrens mitzuteilen, dass der Gemeinderat grundsätzlich an einer Fortführung der Gespräche selbstverständlich interessiert sei, jedoch der Bericht der Plattform „Sport und Bewegung Lieboch“ an den Gemeinderat, die doch einen Großteil der sporttreibenden Bevölkerung in Lieboch vertritt, abgewartet werde, um diesen in die weiteren Überlegungen einfließen zu lassen.
Der Antrag wird einstimmig beschlossen.
Anm.: Die Zuhörerin verlässt daraufhin den Sitzungssaal.
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